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Masterplan für die Elektrifizierung von Bahnstrecken in NRW

Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/2547
– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) –

Vorsitzender Thomas Nückel: Ich begrüße Sie alle recht herzlich, liebe Sachverstän-
dige, auch im Namen meiner Kolleginnen und Kollegen des Verkehrsausschusses. Ich
begrüße außerdem die anwesenden Gäste, den Sitzungsdokumentarischen Dienst
und die Ausschussassistenz.

Die Abgeordneten werden in zwei Runden Fragen an die Sachverständigen richten.
Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen ihre Fragen nicht pauschal allen Sachverstän-
digen zu stellen, sondern möglichst den oder die Adressaten zu benennen.

Ich weise vorsorglich darauf hin, dass wir uns in einer Anhörung befinden, die sich von
einer Ausschusssitzung unterscheidet. Die Ausschussmitglieder haben im Rahmen
der Anhörung lediglich die Möglichkeit, Fragen zu stellen.

Wir beginnen mit der ersten Fragerunde – Herr Voussem.

Klaus Voussem (CDU): Seitens der CDU-Fraktion vorab ein ganz herzliches Danke-
schön an die Sachverständigen für ihre Bereitschaft, hier Auskunft zu erteilen und für
die schriftlichen Stellungnahmen, so sie denn vorliegen. Die haben wir mit großem
Interesse gelesen; das Thema ist in Nordrhein-Westfalen einige Jahre lang liegen ge-
blieben.

Einsteigen möchte ich mit einer Frage an Herrn Husmann: In Ihrer Stellungnahme le-
gen Sie dar, dass Sie Planungssicherheit benötigen würden, sollte die Forderung im
Antrag der Grünen zum Verbot von Dieselloks führen. Gleichzeitig weisen Sie auf die
Vorlaufzeiten für die Produktion und Zulassung neuer Fahrzeuge inklusive des Verga-
beverfahrens hin; insgesamt wohl mindestens 50 Monate. Wie kurzfristig ist diese For-
derung in Bezug auf die zu erwartenden Entwicklungszeiträume und Lieferengpässe?

Folgende Frage richtet sich an Herrn Lübberink von der DB: Sie führen aus, dass eine
vollständige Elektrifizierung der Bahnstrecken dem Schienengüterverkehr zugutekom-
men würde. Sie legen dar, dass durch die Investitionen in die Elektrifizierung Mittel für
die Verlagerung des Individualverkehrs auf die Schiene fehlen würden. Ich bitte Sie,
das näher zu erläutern.

Ich bitte Herrn Blüm als Vertreter eines Verkehrsunternehmens um eine Einschätzung
zur Wirtschaftlichkeit der sofortigen Umstellung, wie sie im Antrag der Grünen gefor-
dert wird. Was würde es bedeuten, wenn der Betrieb von Dieselfahrzeugen auf bereits
elektrifizierten Strecken ausgeschlossen werden würde?

Eine weitere Frage richtet sich an alle Sachverständigen: In verschiedenen Stellung-
nahmen wurden alternative Antriebe für Triebwagen thematisiert, da Kosten und Nut-
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zen der Elektrifizierung aller nordrhein-westfälischen Bahnstrecken in keinem Verhält-
nis stünden. Können Sie uns Auskunft darüber geben, wie der Stand bei der Entwick-
lung derartiger Triebwagen ist?

Der Antrag fokussiert sich sehr auf Elektroantriebe, vielleicht können wir das Thema
aber etwas weiter fassen. Dankenswerterweise weisen Sie fast alle darauf hin, dass
es auch andere technologische Ansätze gibt. Aus unserer Sicht sollte man diese wei-
terverfolgen. Ihre Einschätzung in dieser Sache wäre für uns sehr wertvoll.

Henning Rehbaum (CDU): Eine kleine Ergänzung zu der Frage des Kollegen Vous-
sem an Herrn Blüm: Der Kollege wollte wissen, was es für die Verkehrsunternehmen
betriebswirtschaftlich und volkswirtschaftlich bedeuten würde, wenn die Forderung des
Antragstellers umgesetzt würde, die Bahnstrecken bis 2028 vollständig zu elektrifizie-
ren und Dieselfahrverbote für sie auszusprechen.

Diese Frage erweitere ich um folgenden Aspekt: Was würde das für die Fahrgäste
bedeuten?

Gordan Dudas (SPD): Vielen Dank an die Experten für die Beantwortung der Fragen.
Das ist ein wirklich wichtiges Thema; gerade in Zeiten, in denen man nicht nur in
Deutschland, sondern weltweit darüber diskutiert, wie die Energiewende gelingen soll.

Meine Fragen richten sich in erster Linie an Herrn Lübberink von der Deutschen Bahn.
Meines Wissens liegt der Anteil der elektrifizierten Strecken in Nordrhein-Westfalen
derzeit bei 59 %. Ist diese Zahl richtig und können Sie dazu weitere Ausführungen
machen?

Gibt es in diesem Bereich konkrete Programme bzw. Maßnahmen für NRW? Wie sieht
der finanzielle bzw. zeitliche Horizont aus? Kann ein Anteil von 70 % bis 2025 als
gesichert gelten? Und was geschieht dann?

Persönlich interessiert mich beispielsweise die RB 25, bei der wir über eine Zeitspanne
bis 2035, eventuell sogar darüber hinaus, sprechen. Was ist für eine solche Maß-
nahme danach finanziell vorgesehen?

Johannes Remmel (GRÜNE): Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch von uns
als Antragsteller ein ganz herzliches Dankeschön für Ihre Bereitschaft, uns heute für
Fragen und Antworten zur Verfügung zu stehen. Danke auch für die Mühen, die Sie
sich bei Ihren schriftlichen Stellungnahmen gegeben haben.

Damit keine Missverständnisse aufkommen, stelle ich eingangs etwas klar: Entgegen
der Behauptung, die eben in den Raum gestellt wurde, ist im Antrag nichts von einem
Dieselfahrverbot zu lesen – insofern ist das nicht unsere Fragestellung.

Darüber hinaus Folgendes zum Verständnis: Unter Elektrifizierung verstehen wir auch
alternative Antriebe, die auf Elektromobilität im weitesten Sinne zurückzuführen sind;
dazu gehören auch Wasserstoffantriebe. Dies nur zur Klarstellung, damit wir hier keine
Scheingefechte miteinander führen.

(Henning Rehbaum [CDU]: Das steht aber so nicht im Antrag!)
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Entgegen der Vorgaben des Vorsitzenden würde ich meine einführenden Fragen
gerne an alle Sachverständigen richten.

Wir haben mit der Schweiz und Österreich zwei Nachbarländer vor Augen, die es mit-
tels eines Masterplans geschafft haben, zu nahezu 100 % elektrisch zu fahren. Im
Vergleich dazu sieht es in Nordrhein-Westfalen bzw. der Bundesrepublik deutlich
schlechter aus. Mit welchen Maßnahmen könnte man hierzulande österreichische
bzw. schweizerische Standards erreichen?

Auch die folgende Frage richtet sich an alle Sachverständigen: Was sind aus Ihrer
Sicht die prioritären Strecken in Nordrhein-Westfalen? Können Sie eine oder zwei Ver-
bindungen nennen, bei denen möglichst zügig gehandelt werden sollte?

Meine letzte Frage in dieser Runde stelle ich Herrn Husmann: Sie haben geschildert,
dass die Vorhaben bzw. Verfahren viel Zeit in Anspruch nehmen. Woran liegt das, und
wie könnte man das beschleunigen?

Ulrich Reuter (FDP): Eine Frage, Herr Remmel: In Ihrem Antrag fordern Sie unter
Punkt II, der Landtag solle feststellen, dass eine schnellstmögliche Elektrifizierung des
Schienennetzes anzustreben sei. Was ist das anderes, als ein faktisches Dieselver-
bot? Darüber kann man lange diskutieren – oder es lassen. Vielleicht gibt es auch
einen gewissen Interpretationsspielraum.

(Gordan Dudas [SPD]: Herr Vorsitzender, führen wir jetzt eine De-
batte?)

Nun zu den Fragen an Herrn Husmann und Herrn Wente. Wenn ich Ihre Stellungnahme
richtig interpretiert habe, ist im Gebiet des VRR eine Elektrifizierung von rund 80 % er-
reicht; das entspricht einer Abwicklung von rund 99 % der Verkehre. Ist in Ihrem Bereich
in Sachen Elektrifizierung also nichts mehr zu tun – oder wie muss man das verstehen?
Was ist beispielsweise mit der Linie des RE 10? Eine Elektrifizierung erscheint auch im
Hinblick auf eine weitere Verbindung in Richtung Niederlande sinnvoll.

Folgende Fragen richten sich an Herrn Professor Dr. Stephan: Was ergibt ein betriebs-
wirtschaftlicher Vergleich zwischen Diesel und Elektro auf der Schiene bezüglich Lang-
lebigkeit und Wirtschaftlichkeit – auch im Hinblick darauf, dass Dieselfahrzeuge auf
der Straße eine hohe Laufleistung haben? Gibt es dabei auf der Schiene Unter-
schiede? Führt eine Umstellung auf Elektro zu signifikanten Verbesserungen? Wie
sieht es bei weiteren Antrieben abseits des Diesels aus? Was sind die Folgekosten
von Antriebssystemen? Inwieweit beeinflusst die Nutzung von teilelektrifizierten Stre-
cken die Wirtschaftlichkeit?

Nic Peter Vogel (AfD): Auch von uns herzlichen Dank, dass Sie sich die Mühe ma-
chen, uns zu erhellen.

Die erste Frage geht an Herrn Volker Wente: Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme
unter dem Stichpunkt „Kostengünstige Elektrifizierung“ von der Entwicklung kosten-
günstigerer Bauformen für Oberleitungen. Bei herkömmlichen Oberleitungen gehen
Sie von der Faustregel eine Million Euro pro Streckenkilometer aus. Auch wenn Sie
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einräumen, dass die Ergebnisse noch nicht vorliegen: Können Sie uns vielleicht bereits
jetzt eine Einschätzung über mögliche Ersparnisse pro Streckenkilometer geben?

Die nächste Frage richtet sich an Herrn Lübberink: Könnten nach Ihrer Einschätzung
im SGV-Betrieb für die sogenannte letzte Meile alternative Antriebe, beispielsweise
batterieelektrische, implementiert werden? Oder sind diese Streckenabschnitte auf-
grund mangelnder Frequentierung vernachlässigbar?

Herr Dr. Geißler, in Ihrer Stellungnahme beleuchten Sie sechs grenzübergreifende
Strecken, von denen bereits fünf elektrifiziert sind bzw. eine kurz davor steht. Bitte
teilen Sie uns Ihre Einschätzung mit, warum der Eisenbahngrenzübergang Gronau –
Enschede als einziger außen vor bleibt. Wird der nicht ausreichend frequentiert, oder
welche wirtschaftlichen oder bautechnischen Gründe könnten hier sonst vorliegen?
Sollten wir diese grenzübergreifende Strecke in unseren besonderen Fokus nehmen?

Jürgen Berghahn (SPD): Vielen Dank an die Sachverständigen für die Stellungnah-
men. Meine Fragen richten sich an Herrn Lübberink von der Deutschen Bahn. Ihre
Stellungnahme enthält eine Aufstellung der Projektideen bzw. Vorhaben, die noch
möglich sind. Wenn ich das richtig verstanden habe, sind diese noch in der Abstim-
mung; Entscheidungen hat es noch nicht gegeben.

In dieser Aufstellung haben Sie Ihre Priorität auf die Aspekte „Effizienz“ und „Lücken-
schlüsse“ gelegt. Welche Wertigkeit haben diese Lückenschlüsse? Man kann die Wer-
tigkeit natürlich auch vor den Kosten-Nutzen-Faktor setzen, wobei Lückenschlüsse
den Vorteil haben, völlig abgedeckte Flächen zur Folge zu haben.

Im Zusammenhang mit den Lückenschlüssen eine Frage zur Elektrifizierung der Stre-
cke Bielefeld–Lage, schließt das auch die Strecke nach Lemgo-Lüttfeld mit ein, da das
auch ein Lückenschluss wäre und in Verbindung damit steht?

Wie sieht die derzeitige Finanzierung im Vergleich mit anderen Bundesländern aus?
Wurde Nordrhein-Westfalen vom Bund bei den Mitteln für die Elektrifizierung bedacht?
Oder muss da vielleicht nachgesteuert werden? Ich habe gelesen, dass Sie sich der-
zeit lediglich in Gesprächen befinden aber noch nichts abgestimmt ist. Welche Erfah-
rungen haben Sie bei den laufenden Gesprächen bzw. in der Vergangenheit gemacht?

Martin Husmann (Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR): Wir durften bei einem aktu-
ellen, noch nicht abgeschlossenen, Wettbewerbsverfahren, das wir Ihnen bereits dar-
gestellt haben, eine Reihe von Erfahrungen sammeln. Daraus ergeben sich im Grunde
genommen die Antworten.

Warum gibt es bei neuen Fahrzeugen Vorlaufzeiten? Die zurzeit infrage kommenden
Techniken sind Elektrotriebzüge mit Akkus und Brennstoffzellenzüge. Bei beiden muss
man nach dem Handbuch, auf das Bund, EBA und Industrie sich geeinigt haben, mit
mindestens 44 Monaten rechnen; ansonsten kann man kein geordnetes Verfahren er-
warten. Hinzu kommt, dass man für die Technik, die in der Infrastruktur verbaut werden
muss, einen Vorlauf braucht – das werde ich gleich erläutern.

Für Brennstoffzellenzüge braucht man Tankstellen und Zuleitungen. Denkbar sind na-
türlich auch Transporte per Lkw. Da Wasserstoff aber ein relativ flüchtiger und leichter
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Stoff mit wenig Energieeffizienz ist, müsste man viele Lkw fahren lassen. Da das aber
nicht das Ziel sein kann, braucht man unterirdisch verlegte Leitungen. Auch das
braucht Zeit und gegebenenfalls ein vorauslaufendes Verfahren.

Will man Akkutechnik verwenden, muss die Strecke entweder komplett oder teilelektri-
fiziert werden oder es müssen Ladestationen errichtet werden. Für eine komplette
Elektrifizierung kann man im Schnitt mit einer Million Euro pro Streckenkilometer rech-
nen; dieser Standard gilt allerdings nur für unproblematische Strecken.

Bei der Strecke Wesel – Bocholt beispielsweise sind wir von dieser Million ausgegan-
gen und wären somit auf insgesamt 20 Millionen gekommen; heute liegen wir bei
28 Millionen Euro. Daran wird ersichtlich, dass die Kosten sofort steigen, sobald eine
Besonderheit hinzukommt; in diesem Fall war es die erforderliche Einbindung in die
Betuwe-Linie.

Für die bereitzustellenden Techniken muss Infrastruktur gebaut werden; egal ob man
eine Voll- oder Teilelektrifizierung vornimmt. Denkbar ist es, lediglich einen Abschnitt
von 15 Kilometern zu elektrifizieren, um auf diesem Zwischenstück eine Aufladung zu
ermöglichen; oder man errichtet eine Ladestation.

Die Strecke RE 10 wurde bereits erwähnt: Man könnte darüber nachdenken, eine La-
destation in Kleve zu bauen oder 15 Kilometer zwischendurch oder angehängt zu
elektrifizieren. Dafür braucht man in der Regel ein Planfeststellungsverfahren.

Das ist der Punkt, an dem es schwierig wird. Egal ob Ladestation oder Elektrifizierung,
man braucht immer ein Planfeststellungsverfahren. Alle reden über Verfahrensverkür-
zungen, machen die Verfahren aber gleichzeitig komplizierter. So ist beispielsweise
für Baulärm eine Plangenehmigung nicht mehr ausreichend, stattdessen ist ein Plan-
feststellungsverfahren erforderlich. Damit wurde zu einer Verfahrensverlängerung bei-
getragen.

Wenn man das verkürzen will, muss man ganz massiv an das Planfeststellungsrecht
bzw. an die Dinge, die dort arbeitet werden sollen, heran. Ansonsten kommt man in
zeitnaher Zukunft zu keinem Ergebnis.

Wiederum das Beispiel Wesel–Bocholt: Wir haben vor sechs Jahren begonnen, ei-
gentlich sollte der Betrieb Ende 2018 aufgenommen werden. Vor ein paar Tagen ha-
ben wir erfahren, dass es auch Ende 2019 nicht dazu kommen wird. Der Grund dafür
ist eine unzureichende Abstimmung mit dem Planfeststellungsverfahren bezüglich der
Betuwe-Linie. Inzwischen gehen wir von einer Betriebsaufnahme im Jahr 2020 aus;
und das bei einer eigentlich relativ einfach zu bewerkstelligenden Strecke.

Man stelle sich das für das gesamte Bundesgebiet und alle Strecken in Nordrhein-
Westfalen vor. Wenn die Vorläufe so bleiben, kann man davon ausgehen, dass in den
nächsten acht Jahren in Sachen „Vollelektrifizierung“ nichts passieren wird.

Man kann also nur über Teilelektrifizierungen nachdenken, jene 15-Kilometer-Ab-
schnitte, die man in etwa benötigt, um Akkumulatoren aufzuladen. Die Alternative sind
Ladestation, für die man von DB Energie Eingangsparameter bekommen muss. Die
haben wir mit viel gutem Zureden vom Grundsatz her erhalten, eine abschließende
Beurteilung leider noch nicht. Ich bin aber hoffnungsfroh, dass das passieren wird.
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Dann kommt das Planfeststellungsverfahren, das DB Netze durchlaufen muss. Dabei
treten die eben geschilderten Unwägbarkeiten auf, die wiederum mit den Ausschrei-
bungszyklen kollidieren.

Wir haben also nicht nur die 44 Monate zugrunde gelegt. Für den RE 10 beispiels-
weise, der 2025 zur Neuausschreibung ansteht, und weitere Linien, über die wir Sie
informiert haben, schreiben wir schon heute aus, um genügend Vorlauf zu haben. Wir
brauchen aber die Planungssicherheit von DB Netze, um sichergehen zu können, dass
man dann den Verkehr auch fahren kann. Es wäre ein Stück aus dem Tollhaus, wenn
wir neue, technologienahe Züge bestellen würden und diese hinterher nicht betreiben
könnten.

Diesbezüglich fehlen sicherlich noch eine Kopplung und eine klare Positionierung sei-
tens des Konzerns. So entstehen die langen Vorlaufzeiten, die wir beschrieben haben.
Kurzfristigkeit funktioniert nicht, weil Plangenehmigungen heute im Regelfall nicht
mehr ausreichen. Entweder strebt DB Netze aus Sicherheitsgründen selbst Planfest-
stellungsverfahren an, oder das EBA verweist darauf, dass sich eine Einleitung emp-
fiehlt, sollte es nur ein, zwei oder drei mögliche Widersacher geben; und die hat man
heute überall.

Für Brennstoffzellenzüge gilt das – je nach Situation – vermutlich nicht in gleichem
Ausmaß. Das Verfahren ist in der Regel etwas einfacher zu bewerkstelligen, da die
unter die Erde zu bringenden Pipelines nicht etwa einen Durchmesser von 30 bis
40 Zentimetern, sondern eher einen von etwa fünf Zentimetern haben.

Brennstoffzellenzüge sind wahrscheinlich besser geeignet, längere Strecken – statt
unsere kürzeren – zu überwinden.

Es gibt Strecken, da hätten wir gar kein Problem. Da fehlen am Ende – ich nenne mal
die Strecke nach Xanten – 15 Kilometer Elektrifizierung, also 30 Kilometer hin und
zurück. 80 Kilometer kann so ein Elektrotriebzug mit Akkus fahren, sodass man da gar
nichts machen müsste – da kommt man relativ schnell zum Ergebnis.

Anders ist es bei Strecken wie der RE 10; da sind es 67 Kilometer, man muss also
eine Ladestation bauen. Hinzu kommen das besagte Planfeststellungsverfahren und
die Eingangsparameter von DB Energie. Ich glaube aber, das ist verlässlich, das kriegt
man hin. Hinzu kommen weitere Faktoren, die wir gerade untersuchen lassen. Bei-
spielsweise ob der Netzbetreiber vor Ort überhaupt in der Lage ist, die für derartige
Triebzüge notwendige Energie zur Verfügung zu stellen; denn nicht jedes Netz reicht
dafür aus. Auch das muss erst noch geklärt werden.

Ansonsten bliebe nur eine Teilelektrifizierung, wahrscheinlich anhängend am vorhan-
denen Netz, um so für hin und zurück auf unter 60 Kilometer zu kommen. Für kältere
Temperaturen etc. sollte man etwas Puffer einplanen.

Was müsste sich ändern? Planfeststellungsverfahren müssten drastisch vereinfacht
werden und nicht zusätzlich mit weiteren Themen überfrachtet werden.

Über prioritäre Strecken habe ich noch nicht tiefer nachgedacht; ich würde aber von
der im Land gegebenen Festlegung ausgehen: RE, RB, S-Bahn. Da macht es sicher-
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lich Sinn, übergreifende RE-Strecken in den Fokus zu nehmen. Um möglichst viel Ef-
fizienz zu gewährleisten, sollte man gegebenenfalls Lückenschlüsse vornehmen. Man
könnte es auch umgekehrt angehen: Man schließt zunächst die Lücken, und schaut
erst dann, ob es sich um RE oder RB handelt.

Folgekosten? Ja, durch Ladeinfrastruktur entstehen neue Kosten, die in Förderpro-
grammen bisher an keiner Stelle berücksichtigt werden. Da würde ich dem Land emp-
fehlen, in seinen Programmen Förderungen für Ladestationen vorzusehen. Es entste-
hen auch neue Kosten für Fahrzeuge. Diese Förderungskosten hat bisher der Bund
übernommen. Als wir den Bund allerdings mitteilten, dass wir 50 Fahrzeuge anmelden
wollen, kam es zu einem geistigen Zusammenbruch, weil das den Topf über Jahre
hinaus leer gesaugt hätte.

Das Programm, das der Bund sich vorgenommen hat, zielt offenbar noch nicht hinrei-
chend darauf ab, tatsächlich eine flächendeckende Elektrifizierung in den Blick zu neh-
men – und das ist nicht im Sinne einer Vollelektrifizierung, sondern im Sinne von La-
destationen und gegebenenfalls Zwischenstücken.

Bei der Wirtschaftlichkeit ist auch zu berücksichtigen, dass es eine wesentliche Rolle
spielen kann, wie DB Energie mit der Einbindung umgeht. Wenn man davon ausgeht,
dass das in das normale Trassenpreissystem hineingehört, werden die üblichen
Stromfinanzierungskosten abgerechnet. Wird das aber zu einem separaten Wirtschaft-
lichkeitsfaktor – darüber wird zurzeit nachgedacht –, könnten daraus beträchtliche
Mehrkosten erwachsen. Wir plädieren natürlich dafür, die Energie ganz normal abzu-
rechnen, wie das bisher bei Elektrotriebzügen auch der Fall ist.

Beides hat Vor- und Nachteile. Das eine führt zu mehr Gewinn bei der DB, die ja of-
fenbar dringend darauf angewiesen ist – eine kleine spitze Bemerkung am Rande. Es
im heutigen Kontext zu belassen, passt aber besser ins System; es also als eine Er-
gänzung der normalen Infrastruktur und damit auch der normalen Energielieferung zu
betrachten.

Werner J. Lübberink (Deutsche Bahn AG): Zur Spitze von Herrn Husmann: Ich habe
mir die ganze Zeit überlegt, ob ich die 35 Euro abrechnen soll oder nicht – ich glaube,
ich würde darauf verzichten.

Herr Voussem, vorweg: Es gibt verschiedene Initiativen und Vorschläge für die Elekt-
rifizierung. Da sind zum einen die Initiativen von bundesdeutscher Seite, die natürlich
auch im „Masterplan Schienengüterverkehr“ und im Bundesverkehrswegeplan berück-
sichtigt werden. Da der Bund keinen Nahverkehr fördert, beziehen die sich natürlich
zum Großteil auf Güter- oder Fernverkehr. Zum anderen sind da die Ländervorhaben.
Hier stehen wir immer in Abstimmung mit den Aufgabenträgern, das heißt, wir machen
nichts, ohne es vorher mit allen anwesenden Aufgabenträgern zu diskutieren und zu
besprechen.

Herr Dudas, Sie fragten nach Zahlen, nannten 59 %: In der Tat sind 60 % der Betriebs-
gleise elektrifiziert; das umfasst nicht nur die Fahrstrecken, sondern auch die Gleise in
den Bahnhöfen und benötigte Bereitstellungsanlagen. Somit würden 40 % bzw.
2300 Kilometer fehlen. Die Vorhaben, die wir Ihnen genannt haben und die mit den
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Aufgabenträgern abgesprochen sind, umfassen ungefähr 600 Kilometer. In Umset-
zung und Planung befinden sich 3 %, weitere Vorhaben oder Projektideen ohne kon-
krete Zeitangaben betreffen 7 %. Somit kämen wir von 60 auf 70 % der Betriebsgleise.

Eine weitere Frage bezog sich auf die Zeithorizonte. Herr Husmann nannte ein Datum,
das ich eigentlich verschweigen wollte, nämlich 2020 für Wesel–Bocholt. Auch das ist
ein Ergebnis von sich hinziehenden Planungen. Aber ich würde jetzt einfach mal sa-
gen, dass wir in den nächsten fünf, sechs oder zehn Jahren einen Schritt in die richtige
Richtung machen können.

Zur Frage, was prioritäre Strecken sind: Das obliegt den Aufgabenträgern. Die
DB Netz AG ist natürlich geneigt, das zu machen, was bezahlt wird.

Die letzte Meile: im Schienengüterverkehr wird die heute mit Diesel befahren. Die
Frage ist, ob man Elektrolokomotiven anschaffen würde. Die müssten die EVUs – ent-
weder die Werksbahnen oder die am Markt tätigen Schienengüterverkehrsunterneh-
men – kaufen.

Ich weiß gar nicht, ob es die schon in ausreichender Zahl gibt. Das müsste der sowieso
schon notleitende Schienengüterverkehr dann auch noch schultern. Diesbezüglich –
und nicht nur durch die Halbierung oder Reduzierung der Trassenpreise – könnte man
dem Schienengüterverkehr sicherlich Unterstützung anbieten; denn Nordrhein-West-
falen ist das Schienengüterverkehrsland.

Wie kann man die Abläufe beschleunigen? Herr Husmann sprach das Thema „Plange-
nehmigungsverfahren“ bereits an. Auch wir würden lieber Plangenehmigungsverfahren
durchlaufen, um die Sache zu verkürzen – aber die Tendenz ist leider gegenläufig.

Geht man die Elektrifizierung an, muss man zwei wesentliche Aspekte berücksichti-
gen. Bezüglich des wirtschaftlichen Aspekts müssen eine Kosten-Nutzen-Analyse und
die entsprechenden Fördergelder gegeben sein. Hinzu kommen technische bzw. zeit-
liche Aspekte. Bei einigen Strecken müssen Sie im Rahmen der Elektrifizierung an das
Lichtraumprofil heran. Manche Tunnelröhren, durch die man teilweise noch mit Dampf-
loks gefahren ist, sind zu schmal; auch die lichte Höhe von Brücken muss berücksich-
tigt werden.

In diesem Zusammenhang eine Ergänzung zum Thema „letzte Meile“: Hier hat man
mit Elektro-Rangier-Loks doch sehr hohe Kosten – das wurde bereits erwähnt. Teil-
weise gibt es aber auch technische Zwänge. Man möchte keine Spannungsfelder in
die Nähe von chemischen oder technischen Anlagen bringen – das will man nicht, das
kann man nicht; insofern muss man das genau abwägen.

Fazit: In den nächsten Jahren kann man zuzüglich der bestehenden 60 % weitere 3 %
der Strecken elektrifizieren, zudem befinden sich 7 % in Planung.

Herr Husmann sprach davon, dass eine Elektrifizierung, die zu mehr Verkehr führt, ein
Plangenehmigungsverfahren durchlaufen müsse. Außerdem sagte er, dass auch die
Ladestationen von der Plangenehmigung betroffen seien. Ob das so ist, müsste man
prüfen.
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(Martin Husmann [Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR]: Das ist so.
Schon DB Netze hat gesagt, dass in der Situation …)

– In der spezifischen Situation? Ja, okay. Dann würde das sicherlich Kosten sparen,
weil die Elektrifizierung, die Ladestationen und die Züge natürlich auch nicht billig sind.

Sie haben die Linie RE 10 schon ausgeschrieben. Das haben wir im Unternehmen als
sehr positiven Schritt in die richtige Richtung gesehen.

Habe ich jetzt jemanden grundsätzlich vergessen?

Vorsitzender Thomas Nückel: Herr Voussem hatte, glaube ich, noch eine Frage zum
Stichwort „Verlagerung Güterverkehr“.

(Klaus Voussem [CDU]: Sie hatten es beschrieben, aber ohne die
Konsequenzen und Auswirkungen.)

Werner J. Lübberink (Deutsche Bahn AG): Die Ländervorhaben hatte ich eben be-
schrieben, als ich von 60 bzw. 10 % sprach. Zu den Details im Bundesverkehrswege-
plan: Im Zusammenhang mit dem Eisernen Rhein ist bis Venlo eine Ertüchtigung vor-
gesehen.

Allerdings war ich bei den Gesprächen dabei und unsere holländischen Kollegen vom
Netzbetreiber ProRail haben gesagt, dass wir ruhig bis zur Grenze bauen könnten,
aber ob sie dann von Venlo bis Roermond ertüchtigen würden, sei dahingestellt. –
Dabei wäre das notwendig, um die Verbindung Richtung Antwerpen effizient zu ge-
stalten. Daher würde ich für ein Zug-um-Zug-Geschäft plädieren, bei dem man das
eine macht und das andere unmittelbar einfordert.

Vorsitzender Thomas Nückel: Bei Herrn Berghahn waren noch einige Punkte offen:
Effizienz, Lückenschlüsse, Wertigkeit, Bielefeld–Lage, Lemgo.

Werner J. Lübberink (Deutsche Bahn AG): Lemgo-Lüttfeld ist nicht drin. Ich ermu-
tige Sie, das mit dem Vertreter des NWL zu thematisieren – das wäre, glaube ich, der
richtige Schritt.

Lückenschlüsse: Ich sage noch mal, dass es sich um Nahverkehr handelt und wir diese
deshalb von den Planungen der Aufgabenträger abhängig machen; schließlich muss
das vom Verkehr her auch Sinn machen. Natürlich – und das muss ich zum Hinter-
grund sagen – ist es bei DB Netz AG gern gesehen, wenn es auf diesen Strecken zu
Mehrverkehren kommen kann. Wenn man elektrifiziert, und man hat dann keinen
Mehrverkehr, weil man vielleicht Takte verdichten kann, dann fließt das sicherlich auch
in die Kosten-Nutzen-Analyse ein.

Vorsitzender Thomas Nückel: Ich habe auf meinem Stichwortzettel noch den Stand
der Elektrifizierung im Vergleich mit anderen Bundesländern stehen.

Werner J. Lübberink (Deutsche Bahn AG): Dazu habe ich jetzt nichts. Wenn Sie
möchten, kann ich das nachliefern.
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Martin Husmann (Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR): Vielleicht ergänzend dazu:
In anderen Bundesländern ist das Thema natürlich auch aufgekommen, wenn auch
unterschiedlich stark.

Schleswig-Holstein zum Beispiel versucht intensiv, die Elektrifizierung voranzutreiben.
Als Gegenpol könnte man Bayern nennen, wo die Elektrifizierung eher skeptisch ge-
sehen und nur für einzelne Strecken in Betracht gezogen wird. Die Begründung lautet,
dass vollelektrifizierte Strecken langfristig betrachtet sicherlich wirtschaftlicher seien;
allerdings müsse man dann auch über einen Zeitraum rechnen, der über 50 Jahre
hinausgehe.

Dann aber kommen wir nie auch nur zu einer Teilelektrifizierung. Der Hintergrund stellt
sich wie folgt dar: Die Kosten für eine Vollelektrifizierung tragen Bund und DB, bei einer
Teilelektrifizierung trägt der Aufgabenträger die Kosten in der Regel mit.

Im Übrigen wird Elektrifizierung in den Bundesländern unterschiedlich stark gewichtet.

Michael Vogel (Nahverkehr Rheinland GmbH): Aus Sicht des NVR sind die Stre-
cken, die wir prioritär elektrifizieren wollen, in den Maßnahmenplan der Deutschen
Bahn AG mit eingeflossen. Hier wäre der Vollständigkeit halber zu ergänzen, dass die
Strecke Köln–Horrem–Bergheim–Bedburg (Erft) den Zieltermin Dezember 2027 hat.

Aus unserer Sicht sind die prioritären Strecken, die zur Elektrifizierung angegangen
werden müssen, die Strecken des Dieselnetzes. Für diese Strecken sehen wir nämlich
teilweise S-Bahn-Betrieb vor, haben eine erhebliche Nachfrage und ziehen stärkere
betriebliche Auslastungen in Betracht.

Die Strecken des Dieselnetzes sind die von Hürth-Kalscheuren nach Kall, von Bad
Münstereifel nach Bonn und die schon angesprochene RB 25, die mit einer Länge von
109 Kilometer natürlich erheblich zu Buche schlägt.

Aus unserer Sicht ist – auch Herr Husmann führte es schon aus – vor allem die Plan-
feststellung ein Problem, das den Fortschritten bei der Elektrifizierung maßgeblich im
Wege steht.

Außerdem sollte man im Auge behalten, dass wegen der momentan sehr ausgepräg-
ten Bauaktivitäten auch die Kapazitäten der Bauindustrie ein einschränkender Faktor
sind – vielleicht nur temporär, aber man sollte das berücksichtigen.

In Zusammenhang mit den Kosten wurden eine Million Euro pro Streckenkilometer
genannt; beim NVR gehen wir eher von einer etwas höheren Summe aus. Die Ausfüh-
rungen von Herrn Husmann zur Strecke Wesel–Bocholt haben gezeigt, dass dieser
Kostenrahmen schon bei sehr einfachen Verhältnissen schnell überschritten wird.

Für den Bereich Bad Münstereifel, Bonn haben wir eine Machbarkeitsstudie abge-
schlossen; in diesem Zusammenhang kamen Themen auf, wie beispielsweise ein wei-
teres Unterwerk für 20 Millionen Euro. Daran kann man sehen, dass man diese Grenze
sehr schnell überschreitet.

Lothar Ebbers (PRO BAHN, Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V.): Ich
möchte vor allem zu den allgemeinen Fragen Stellung nehmen, zum Beispiel zu der
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nach der Wirtschaftlichkeit. Wir können für die beiden genannten alternativen An-
triebe – seien es Brennstoffzellenfahrzeuge oder Fahrzeuge mit BEMU-Antrieb – noch
keine langfristig gesicherten Aussagen über die Wirtschaftlichkeit machen.

Deshalb bin ich etwas erstaunt, dass der VRR für die Strecke Kleve–Krefeld auf eine
langfristige Einsparung von 70 Millionen Euro kommt; hier wäre die Elektrifizierung
nach der Faustformel nicht wesentlich teurer als 70 Millionen Euro.

Das Problem bei Brennstoffzellenfahrzeugen ist die andersartige Infrastruktur. Es hilft
nichts, wenn über der betreffenden Strecke schon eine Oberleitung gespannt ist. Eine
Mischung aus Elektroantrieb und Brennstoffzellenantrieb wäre eine Überzüchtung des
Fahrzeugs, das heißt, sie müssen isoliert kalkulieren. Am ehesten bieten sich Strecken
an, über denen keine Oberleitung hängt und die etwas länger sind.

Bei BEMU-Fahrzeugen muss man bedenken, dass diese prinzipiell schwerer sind und
Schwierigkeiten bekommen, die gleichen Kennwerte wie Elektrozüge unter elektri-
schem Strom zu erreichen und somit den Fahrplan einzuhalten.

Außerdem gibt es den Faktor der Batteriehaltbarkeit, da der Batterieaustausch ein we-
sentlicher Kostenfaktor ist. Ich erinnere mich noch an die Akkufahrzeuge, die die Bun-
desbahn früher hatte. Bezüglich der Haltbarkeit kann ich mich noch erinnern, dass die
letzten schneller ausgemustert werden mussten, weil die Böden unter den Batterien
durchzurosten drohten und die Sicherheit der Fahrzeuge damit nicht mehr gegeben war.
Wir nehmen also an, dass die Fahrzeuglaufzeit nicht ganz so lang sein wird wie bei
normalen Elektrofahrzeugen. So etwas fließt in die Kalkulation mit ein, deshalb wäre ich
vorsichtig damit, zu behaupten, dass sich das gegenüber dem auf jeden Fall rechnet.

Hier gilt es mit einem längeren Betriebsversuch über mehrere Jahre die laufenden
Kosten, die Nachhaltigkeit und die Haltbarkeit der Fahrzeuge insgesamt zu ermitteln.
Es wird noch eine ganze Zeit dauern, bis man wirklich belastbare Zahlen hat – wahr-
scheinlich erst, wenn die zweite Generation dieser Fahrzeuge zur Auslieferung kom-
men würde. Man sollte da also ein bisschen offen operieren.

BEMU-Ansätze sind auch deshalb interessant, weil sie relativ oft ein erster Schritt hin
zur Vollelektrifizierung sind. Ich werde das anhand von ein oder zwei Vorrangstrecken
erläutern. Wenn man den Lückenschluss zwischen Bielefeld Ost und Lage umsetzen
würde, könnte der RE von Bielefeld nach Altenbeken vollelektrisch fahren, und der RB
von Bielefeld über Lage nach Lemgo könnte als BEMU-Fahrzeug fahren. Das bisschen
Elektrifizierung in Bielefeld und Lage, das wir heute haben, reicht nicht aus, um BEMU-
Fahrzeuge ausreichend aufzuladen.

Wenn man den Abschnitt von Lage nach Lemgo-Lüttfeld ebenfalls elektrifizieren
würde, wäre diese Linie vollelektrisch. Hier liegt die Schwierigkeit darin, dass es ab
einem bestimmten Ort einen neuen Netzbetreiber gibt; im hinteren Teil ist es nicht
mehr DB Netz, sondern Extertalbahn.

Da wird sich für den Aufgabenträger natürlich auch die Frage stellen, wie er seine
Netze schneidet. Kleine Netze – ich sag es mal krass: mit sechs Fahrzeugen plus zwei
Reservefahrzeugen darin – sind wegen der Werkstattkosten, der Fahrzeugvorhaltung
und Ähnlichem definitiv unwirtschaftlich.
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Man muss größere Netze mit einer Flotte von Fahrzeugen konzipieren, damit Wirt-
schaftlichkeit gewährleistet ist, trotz der Fixkosten für Werkstatt und Fahrzeugreserve;
gerade bei spezifischen Fahrzeugen gibt es nicht immer Alternativen, die man statt-
dessen verwenden kann. Deshalb ist eine mittelfristige Planung, wie sie der VRR beim
BEMU-Netz für die Ausschreibungseinheiten, etwas größere Teilnetze, umgesetzt hat,
ganz wichtig.

Man muss aber auch noch andere Bedingungen betrachten. Schon genannt wurde die
vom NVR geplante S-Bahn von Kall nach Gummersbach – ich bin da etwas skeptisch,
da mein Grundsatz lautet: Je länger die S-Bahn-Strecke, desto weniger geeignet ist
die S-Bahn als Verkehrsmittel.

Dieser S-Bahn-Betrieb wäre jedenfalls vom Ausbau des Kölner Westrings abhängig.
Ohne den Kölner Westring wäre das keine durchgehende S-Bahn, sondern es wären
zwei isolierte Bahnen. Es wäre die gleiche Situation wie heute: eine RB 25 und eine
RB 24 bzw. 22, wie der schnellere Zug dort heißt. Das macht die Komplexität des
Themas vielleicht etwas klarer.

Insofern erwarte ich in absehbarer Zeit auch relativ klare Aussagen, beispielsweise
vom Bund. Gestern habe ich in der Debatte zum Bundeshaushalt Verkehr gehört, dass
es eine Arbeitsgruppe mit den Ländern gebe, in der das Elektrifizierungsprogramm für
die nächsten Jahre erstellt werde. An die vollmundigen Versprechungen in der Koali-
tionsvereinbarung, dass die Elektrifizierungsquote bis 2025 um 10 % erhöht werde,
glaube ich nach den Erfahrungen, die wir hier gerade ausgetauscht haben, nicht.

Ich wüsste auch gerne, mit welchen Forderungen, Angeboten und Hoffnungen die Lan-
desregierung in die Verhandlung mit dem Bund geht; was für uns dabei herauskommt.
Eines ist klar: Wir haben im Prinzip keine zu elektrifizierenden Fernstrecken, die bun-
desverkehrswegeplanrelevant wären. Von den Fernverkehrsstrecken hatte sich die
DB schon in den 70er- oder 80er-Jahren verabschiedet: Die letzten D-Citys über Bri-
lon-Wald fuhren nicht mehr, die Eifelstrecke hatte keinen D-Zug mehr, und schließlich
fuhren auch von Nijmegen über Krefeld – teilweise fuhren die bis München – keine D-
Züge mehr.

Bei uns geht es in erster Linie darum, Mittel für Nahverkehrstrecken zu bekommen –
und das ist schon eine Ecke schwieriger. Es wird auf Regionalisierungsmittel verwie-
sen, oder es wird auf die 20 Prozent Anteil Nahverkehr im Bundesverkehrswegeplan
verwiesen, der für das nächste Dutzend Jahre per Vereinbarung für das Projekt „S 13“
reserviert ist. – Da stehen wir dann vielleicht im Ergebnis nicht mehr ganz so gut da.

Ich begrüße es, dass der Katalog in § 13 ÖPNV-Gesetz um Streckenelektrifizierung
und Mehrbestellerentgelte für mehr Züge auf diesen Strecken erweitert wurde. Aber
das wurde in einen ganz großen Topf gepackt und konkurriert mit sechs, sieben oder
acht anderen Tatbeständen.

Außerdem gibt es keine Quotierung, man weiß also nicht, für welchen dieser Zwecke
wie viel Geld ausgegeben werden soll und welche Anträge dann kommen – das ist mir
ein bisschen zu wenig.
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Getrennte Haushaltstitel für die einzelnen Posten fände ich hilfreicher, sonst wird das
Geld am Ende nur für einen oder zwei dieser vielen Zwecke eingesetzt. Allerdings soll-
ten die Haushaltstitel gegenseitig deckungsfähig sein; wenn zu dem einen keine Anträge
gestellt werden, kann damit etwas anderes finanziert werden. Vor allen Dingen ist die
Kontrolle durch die Politik kaum gegeben, wenn es im Prinzip von der Ministerialbüro-
kratie abhängt, welche dieser Maßnahmen tatsächlich auch gefördert werden.

Erforderlich ist eine Priorisierung der Strecken, die stark an den Ausschreibungskalen-
der angepasst werden muss, weil es keinen Sinn macht, mitten in einem Vertrag, die
Pferde – also die Traktion – zu wechseln. Das geht einfach nicht, das ist in keinem
Vertrag vorgesehen. Würde es dennoch ausgehandelt, wäre es irrwitzig teuer.

Hier brauchen wir Kontinuität und die Zusicherung, dass die Anforderungen für ein
neues Netz bis zu seiner Inbetriebnahme tatsächlich erfüllt sind.

Zum Thema „Bocholt“ habe ich heute „2020“ gehört. Da läuft der Vertrag nur noch
neun Jahre, dann sind die ersten drei Jahre von diesem Vertrag um. Das zeigt, dass
man es zum Vertragswechsel eigentlich haben wollte. Dann stellte man fest, dass das
nicht so schnell geht und noch länger dauert …

Vorsitzender Thomas Nückel: Herr Ebbers, Sie haben Ihre Fragen bereits wunder-
bar beantwortet. Ich bedanke mich. – Wir kommen zu Herrn Blüm.

Rainer Blüm (Abellio Rail NRW GmbH): Ich werde versuchen, die Fragen ein biss-
chen zu katalogisieren und zu strukturieren und sie nach und nach abzuarbeiten. Ich
werde immer wieder gefragt, warum in Deutschland so wenig Strecken elektrifiziert
sind und warum die Schweizer diesbezüglich weiter sind – auch Sie hatten das bereits
angesprochen.

Im Endeffekt kommt der Antrag bzw. das Thema, über das wir uns heute unterhalten,
zehn oder fünfzehn Jahre zu spät. Aber ich bin froh, dass wir heute überhaupt darüber
diskutieren.

Herr Remmel sagte bereits, dass es nicht nur um Elektrifizierung und Abschaltung von
heute auf morgen gehe, sondern auch darum, alternative Antriebe zu realisieren.

Wenn man als EVU in einem Verkehrsvertrag mit Fahrzeugbeschaffung betraut ist und
die erste Ausschreibung gewinnt, braucht man in der Regel Refinanzierer; und die
brauchen natürlich bestimmte Garantien, die auch gegeben werden. Selbst Diesel-
triebwagen, die heute neu beschafft und morgen stillgelegt würden, hätten für die Auf-
gabenträger somit Folgekosten. Weil sie beschafft wurden, muss man sie irgendwie
weiter finanzieren, auch wenn sie nicht mehr als Dieselfahrzeuge fahren.

Wir haben derzeit – das als Beispiel aus der Praxis – einen einzigen zugelassenen
Triebwagen mit Wasserstoffantrieb; eine Baureihe, die derzeit in Niedersachsen auf
einem Streckenbereich der Elbe-Weser-Verkehrsbetriebe fährt. Dort ist auch eine
Tankstelle gebaut worden.

Alle klammern sich momentan an dieses Musterbeispiel, das wird auch in der kom-
menden Woche in Berlin auf der InnoTrans präsentiert. Das ist eine tolle Geschichte,
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aber man muss auch die Frage stellen, ob wir hier im betrieblichen Bereich wirtschaft-
licher werden. – Das werden wir nicht. Im Vergleich mit Dieselfahrzeugen ist die Wirt-
schaftlichkeit nicht besser.

Wirtschaftlich wird es für Eisenbahnverkehrsunternehmen interessant, wenn Elekt-
rotriebwagen zum Einsatz kommen. Das hat auch unmittelbare Auswirkungen auf die
Ausschreibungen der Aufgabenträger. Man kann davon ausgehen, dass man wegen
der Instandhaltung und des Energieverbrauchs einen Betrieb mit Elektrotriebwagen
ca. 40 % günstiger durchführen kann als mit Dieseltriebwagen. – Ich muss immer ein
Stück weit darauf achten, dass ich das, was Herr Husmann gesagt hat, nicht wieder-
hole.

Derzeit befindet sich ein einziger Elektrotriebwagen – zusammengebaut aus zwei ver-
unfallten Triebwagen – als Elektrotriebwagen mit Batterien im Erprobungs- bzw. Zu-
lassungsprozess. Es tun sich jetzt die ersten Schwierigkeiten auf – deshalb ist es im-
mer toll, wenn man als EVU die Möglichkeit hat, sich mit dem Hersteller unmittelbar
auszutauschen.

Ich habe angeboten, dass wir versuchen werden, diesem Unternehmen ein Stück weit
zu helfen und den Wagen in NRW zu erproben. Ich bin gespannt; auf der InnoTrans
werden wir kommende Woche vielleicht Gespräche dazu führen. Sollte dieses Fahr-
zeug zugelassen werden, dann voraussichtlich erst im Jahr 2019.

Für die Zukunft ist noch nicht geklärt, was mit dem Sondermüll, insbesondere den Bat-
terien, passiert. Diese Frage kann zum heutigen Zeitpunkt noch niemand beantworten.

Welche Auswirkungen hätte ein Dieselfahrverbot ab 2028 für die Fahrgäste? Das wäre
im Endeffekt katastrophal, da es nicht nur die Schiene, sondern auch Busse beträfe.
Wir hätten also ein riesiges Transportproblem in Deutschland. Wir könnten die Schüler
nicht mehr zur Schule bringen, wir können nicht mehr zur Arbeit hin bzw. von der Arbeit
weg; von den Freizeitverkehren ganz zu schweigen. Ich kann mir derzeit nicht vorstel-
len, dass das in Deutschland auf die Schnelle umsetzbar wäre.

Außerdem stellt sich die Frage, was mit den derzeit vorhandenen Dieseltriebwagen
geschieht. Bestünde die Möglichkeit, diese auch umzubauen? Es wäre toll, nicht im-
mer nur neue Fahrzeuge zu kaufen. Ob sich ein Umbau von 18 oder 20 Jahre alten
Triebwagen noch lohnt, lasse ich mal dahingestellt.

Der Knackpunkt ist – und da befinden wir uns in einem sehr starren Verwaltungsbe-
reich –, so ein Fahrzeug auch zuzulassen. Eine LOC&PAS-Zulassung nach heutigem
Recht für ein gebrauchtes Eisenbahnfahrzeug, das nach altem Recht gebaut worden
ist, zu erhalten, wäre – ich glaube, wir sind uns einig – ein unmenschliches Unterfan-
gen. Da braucht man beim Eisenbahnbundesamt gar nicht erst nachzufragen.

Wir reden nur von dem Antrieb, ansonsten ändert sich nichts; entweder ist ein Diesel-
motor und ein Dieseltank oder ein Wasserstoffantrieb und ein Wasserstofftank einge-
baut. Die Anforderungen für Zulassungen von Eisenbahnfahrzeugen sind aber sehr,
sehr hoch.
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Was müsste sich aus meiner Sicht grundsätzlich verändern? Natürlich spricht jeder
davon, dass Planfeststellungsverfahren verändert werden müssen. Wir wissen aber
auch, dass beim Bundesrecht dicke Bretter zu bohren sind.

Vor 14 Tagen bin ich die A5 heruntergefahren, um meine Familie zu besuchen und
sah auf einmal Oberleitungsmasten. Ich war geradezu erschrocken und fragte mich,
wo die so plötzlich herkamen. Ich weiß um die Vorlaufzeiten im Eisenbahnbereich und
bin diesbezüglich durchaus etwas belesen. Wie ist das Sicherheitskonzept, und was
steckt alles dahinter? Ich war überrascht, dass man eine vierspurige Autobahn – die
einzige, die ich kenne, auf der man ein bisschen schneller fahren könnte – quer mit
Oberleitungen überspannt hat. Wenn da was passiert, lasse ich mich überraschen, wie
dann dieses Konzept danach aussieht. Dort wird etwas gebaut und relativ schnell un-
gesetzt. Da habe ich kein Planfeststellungsverfahren entdeckt.

Wir machen an einer Eisenbahnstrecke nichts anderes. Wir wollen doch nicht die Eisen-
bahnschienen neu verlegen, sondern nur den Antrieb verändern. Wir bauen also Masten
in gewissen Abständen, spannen Oberleitungen darüber und lassen andere Züge fah-
ren. Deshalb muss das Planfeststellungsverfahren ein Stück weit verändert werden.

Aber das ist nicht der Kernpunkt. Bei der fiesen Strecke Wesel–Bocholt, die wir betrei-
ben, haben wir natürlich damit gerechnet, mit Elektrotriebwagen zu fahren. So stand
es auch im Betriebskonzept, das wir als Verkehrsunternehmen damals angeboten ha-
ben. Das Problem ist, dass kein enges Controlling stattfindet, wenn man der
DB Netz AG als Eigentümer eine Planung für die Infrastruktur überträgt; im Gegensatz
dazu findet durch den Aufgabenträger ein Controlling bezüglich der Verkehrsleistung
statt. Die DB Netz AG macht die Planungen, holt die Genehmigungen ein, lässt den
Bau durchführen und begleitet bzw. überwacht ihn. Aber niemand von außerhalb kon-
trolliert, ob es innerhalb der DB Netz AG ein Konzept gibt und alle im Zeitplan sind.
Das führt mich zu unserem Beritt. Wir werden mit dem VRR noch einmal intensiv in
die Bütt gehen: Wie ist denn das Controlling, wie hat es stattgefunden?

Als EVU, das künftig den RRX fahren wird, sind wir momentan auch selbst betroffen.
Mir fällt das bei kleinen Dingen auf, beispielsweise bei einer WC-Entsorgungsanlage,
die nicht fertig wird. Dann frage ich mich immer: Wie will man die Gesamtinfrastruktur-
maßnahmen für den RRX bis 2030 umsetzen, wenn das schon im Kleinen anfängt,
wenn kein Controlling stattfindet? Dass dies dementsprechend umgesetzt wird, ist also
eine meiner Kernforderungen.

Zu den Priorisierungen der Strecken: Die Strecke Bielefeld–Lemgo-Lüttfeld wäre prä-
destiniert. Der NWL ist heute nicht eingeladen, deshalb habe ich mich dort im Vorfeld
informiert.

Ich glaube, dass man das nicht allein als Landessache priorisieren sollte. Vielmehr
sollte man das den Aufgabenträgern überlassen, die ihre Netze und Ausschreibungen
genau kennen und wissen, was sie machen müssen. Deshalb habe ich auch ge-
schmunzelt, als Herr Ebbers sagte, dass die letzten 900 Meter nicht der DB Netz AG,
sondern den Verkehrsbetrieben Extertal gehören würden – somit hätte man eine wei-
tere Schnittstelle.
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Volker Wente (Verband Deutscher Verkehrsunternehmen Nordrhein-Westfalen
e. V.): Ich beginne mit der Frage von Herrn Vogel. Ich würde die Verringerung der
Kosten gerne beziffern, aber wir sind schlicht noch nicht so weit. Das wird noch eine
gewisse Zeit dauern, und ich möchte in öffentlicher Runde auch keine Arbeitsstände
kundtun, die wir nachher in die eine oder andere Richtung korrigieren müssten.

Zur Frage von Herrn Reuter. Wir haben heute knapp 60 % des Bahnnetzes elektrifi-
ziert. Erst wenn diese Elektrifizierungsquote um 20 Prozentpunkte auf 80 % steigt,
wären 99 % der Verkehrsleistung – also Personen mal Weg oder Tonnen mal Weg;
nicht Zugkilometer, sondern Verkehrsleistung – elektrifiziert.

Heute liegen wir noch etwas darunter. Diese zusätzlichen 20 Prozentpunkte waren für
den VDV der Anlass, gemeinsam mit den Akteuren ein bundesweites Positionspapier
dazu zu entwickeln, welche Strecken mit welcher Technologie bei der Elektrifizierung
sinnvollerweise vorrangig betrachtet werden sollten. Würden die besagten 20 % noch
umgesetzt, wären wir bei 99 % der Verkehrsleistung, und das eigentliche Ziel des voll-
ständig elektrischen Verkehrs wäre erreicht.

Dann können im Hintergrund noch viele weitere Prozesse beschleunigt werden. Wenn
bei einem Güterzug die Lokomotive nicht mehr umgespannt werden muss, wird die
Beförderung deutlich schneller und vor allem auch zuverlässiger. Es fallen verschie-
dene Hemmnisse weg: Die Lok muss irgendwo hingestellt werden, man braucht einen
zweiten Lokführer und beide müssen zur gleichen Zeit da sein – es ist sehr ärgerlich,
wenn einer von beiden Verspätung hat usw.

Die Zuverlässigkeit der Logistikkette wird größer, und das ist gerade für den Güterver-
kehr – auch wenn der nicht im Mittelpunkt des Antrags steht – sehr wichtig.

Zur Frage von Herrn Remmel: Die Schweizer und Österreicher hatten bei der Elektri-
fizierung ihrer Netze gravierende Vorteile. Einen davon haben beide Länder gemein-
sam: Sie liegen in bergigen Regionen und dort wurde die Dampflok direkt durch die
elektrische Traktion abgelöst, weil diese ganz wesentliche fahrdynamische Vorteile
hat. – Die kann Ihnen Professor Dr. Stephan wahrscheinlich besser erklären als ich.
Die Elektrifizierungsarbeiten waren schon vor dem Zweiten Weltkrieg vorangeschrit-
ten, da man mit dieser Traktion schwere Lasten wesentlich schneller befördern kann.

Hinzu kommt, dass die Schweiz keinem Masterplan gefolgt ist, dafür war keine Zeit.
Die Schweiz wurde im Zweiten Weltkrieg von der Kohleversorgung mehr oder weniger
abgeschnitten. Kohle gab es dort nicht oder hätte importiert werden müssen, Wasser-
kraft zur Elektrifizierung war aber ohne Ende vorhanden. Also hat die Schweiz in einer
Hauruckaktion jeden Kilometer Gleis überspannt.

Das ist auch der Grund, warum ich beim Thema „Masterplan“ immer ein bisschen
skeptisch bin. Um diese Pläne – egal ob das der Bundesverkehrswegeplan oder sonst
was ist – wird lange gestritten, und es werden rationale Kriterien aufgestellt. Dann aber
werden diese rationalen Kriterien sehr stark politisch interpretiert, damit ein Ergebnis
herauskommt, das als politischer Kompromiss von allen getragen werden kann. Das
ist für die politische Entscheidungsfindung sicherlich vernünftig.
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In dieser Sache bin ich persönlich aber der Auffassung, dass man einfach anfangen
sollte – von mir aus mit zwei, drei, vier oder fünf Strecken, die sich offensichtlich an-
bieten und bei denen keiner sagt „dummes Zeug“. Selbst wenn von den fünf Strecken
nur drei konsensfähig und zwei vielleicht nicht alternativlos wären – einfach machen.

Wir haben so viele Papiere in Umlauf, und ich persönlich habe manchmal den Ein-
druck, dass es als Vorteil gesehen wird, dass man die nicht umsetzen muss. Damit
spannt sich der Bogen zu Herrn Husmann: Erst wenn man ein Vorhaben umsetzen
muss, braucht man sehr aufwendige Planfeststellungsverfahren.

Es geht nicht nur um die Komplexität dieser Verfahren. Keiner packt die gerne an,
wenn man ehrlich ist. Irgendeiner hat immer irgendetwas gegen die Elektrifizierung
einer Bahnstrecke, auch wenn es dadurch leiser und umweltfreundlicher wird. Es gibt
letztlich keinen, der solche Konflikte sucht, egal auf welcher Ebene, ob im politischen
Raum, bei der Bahn oder bei den Verkehrsunternehmen. Da sagt man sich dann ein-
fach: „Herrgott, Sakrament! Wenn es nicht anders geht, fahren wir eben mit einem
Dieseltriebwagen weiter.“

In der Folge würde auf diese Art und Weise eine eigentlich vernünftige Lösung hintan-
gestellt werden. Deshalb lautet mein Plädoyer, die Planfeststellungsverfahren endlich
einmal ernsthaft zu überprüfen: Was braucht man? Was gehört da wirklich hinein? Und
gibt es nicht manche Vorhaben, wie beispielsweise die Elektrifizierung einer bestehen-
den Bahnstrecke, die man mit wesentlich weniger Aufwand einfach umsetzen kann –
etwa mit einer klassischen Baugenehmigung? Es gibt doch nun wirklich niemanden,
der dadurch ernsthaft beeinträchtigt würde. Selbst wenn an einer Strecke mal ein
Baum gefällt werden müsste – wir haben in Deutschland sicherlich an vielem Mangel,
aber nicht an Bäumen.

Lange Rede, kurzer Sinn: Wir würden uns allen einen großen Gefallen tun, wenn wir
uns ernsthaft Gedanken über eine Vereinfachung machen würden.

Herr Voussem fragte nach neuen Technologien. Der große Vorteil der Elektrifizierung
per Oberleitung ist natürlich, dass das funktioniert. Das ist eine Technologie, die es
seit Kaisers Zeiten gibt und deren wenige technologische Schwierigkeiten beherrscht
werden.

Wasserstoff ist eine Technologie – Herr Blüm sprach es bereits an –, die interessant
und vielversprechend sein kann aber kurzfristig noch nicht in großem Ausmaß techno-
logisch verfügbar ist.

Dazwischen angesiedelt sind die vollelektrischen Hybridfahrzeuge. Akkutriebwagen
gibt es auch schon seit über 110 Jahren, es ist also eine Technologie, die der Eisen-
bahn prinzipiell nicht fremd ist. Aber hier sind sicherlich noch Erprobungen notwendig.
Ich bin jedoch relativ zuversichtlich, dass wir das in einem vergleichsweise überschau-
baren Zeitraum hinbekommen. Ich glaube, dass innerhalb eines Zeitraums von fünf
oder sechs Jahren die Umsetzung erfolgen und die Betriebsstabilität hergestellt wer-
den kann.
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Der Österreicher stellen heute den ersten vollelektrischen Hybridtriebwagen vor. Der
soll zunächst in die technische Erprobung und bis Mitte nächsten Jahres in die Fahr-
gasterprobung gehen. Ich denke, dass wir in Kombination mit den Überlegungen, die
hier in Deutschland angestellt werden, relativ schnell wissen werden, wo es klemmt
oder ob es funktioniert.

Dr. Andreas Geißler (Allianz pro Schiene e. V.): Beginnen möchte ich mit der Frage
von Herrn Vogel. Sie wollten wissen, ob man den Grenzübergang Gronau–Enschede,
der derzeit der einzig verbliebene ohne Oberleitung ist, besonders in den Fokus neh-
men sollte.

Auf niederländischer Seite gibt es in Enschede tatsächlich direkt einen Anschluss an
das elektrifizierte Netz. Auf deutscher Seite sieht es anders aus: Gronau wird über
zwei Strecken angeschlossen, die beide nicht elektrifiziert sind; zum einen die Strecke
Richtung Lünen und Dortmund, zum anderen die Strecke Richtung Münster über Burg-
steinfurt.

Insofern macht es wenig Sinn, diesen Grenzübergang isoliert zu betrachten, stattdes-
sen muss man die Zulaufstrecken mitberücksichtigen. Die Strecke von Münster über
Burgsteinfurt und Gronau nach Enschede befindet sich in der Diskussion. Auch Herr
Lübberink hat in seiner schriftlichen Stellungnahme angeführt, dass man über diesen
Grenzübergang im Zusammenhang mit der Strecke nach Münster diskutieren muss.

Herrn Voussem fragte nach dem Verhältnis klassische Streckenelektrifizierung versus
alternative Antriebe. Dazu wurde schon einiges gesagt. Die klassische Elektrifizierung
beherrschen wir in Deutschland seit vielen Jahren. Bei den alternativen Antrieben be-
finden wir uns in der Phase der ersten Prototypen. Ich denke, da werden wir jetzt sehr,
sehr schnell Erfahrungen sammeln. Aber es ist tatsächlich ein Stück Neuland, das da
vor uns liegt.

Bei den beiden alternativen Antrieben, die wir als Technologiepfade für vielverspre-
chend halten, gibt es allerdings einige Unterschiede. Die beiden Technologien sind
zum einen der heute schon mehrfach erwähnte Brennstoffzellenzug und zum anderen
der batterieelektrische Hybridzug. Gibt es eine Oberleitung, fährt Letzterer mithilfe sei-
nes Stromabnehmers wie ein normaler elektrischer Zug. Endet die Oberleitung, zieht
er den Stromabnehmer ein und fährt mit einem Speichermedium, also einer Batterie,
auf dem nicht elektrifizierten Abschnitt.

Herr Husmann hatte schon ausgeführt, dass dieses Konzept aufwärtskompatibel ist.
Man kann mit Elektrifizierungsinseln, mit Nachladestationen arbeiten oder sich überle-
gen, ob man Teile einer längeren Strecke elektrifiziert. Das würde bezüglich des Zeit-
strahls Vorteile bringen, weil die Planungsprozesse sehr, sehr langwierig sind – das
wurde schon richtig beschrieben.

Insofern plädieren wir dafür, die klassische Elektrifizierung und die alternativen An-
triebe zusammen zu denken. Das ist keine Entweder-oder-Entscheidung, sondern
sollte sinnvoll miteinander kombiniert werden.
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Man muss sich klarmachen, dass alternative Antriebe derzeit nur eine Option für den
Schienenpersonennahverkehr sind. Für andere Verkehrsarten, wie Schienenperso-
nenfernverkehr oder Schienengüterverkehr, liegen derartige Konzepte momentan
nicht vor. Da sind ganz andere Leistungsklassen gefragt und deshalb ist man auf klas-
sische Streckenelektrifizierung angewiesen.

Sie, Herr Remmel, fragten, wie man vorgehen müsste, um sich österreichischen oder
schweizerischen Verhältnissen mit den höheren Elektrifizierungsgraden anzunähern;
in der Schweiz liegt der bei 100 %. In diesem Zusammenhang plädiere ich dafür, das
Thema auf die politische Agenda zu setzen und den Weg hin zu einem vollelektrifizier-
ten Schienenverkehr politisch zu begleiten.

Man kann es „Masterplan“, „Strategie“ oder „Konzept“ nennen – in jedem Fall würde
dieser Prozess deutlich länger als eine Legislaturperiode dauern. Dabei muss man
langfristig denken. Warum? – Man hat mit sehr langen Planungsvorläufen zu tun, die
nicht von heute auf morgen umzusetzen sind. Das ist hier auch schon ausgeführt wor-
den. Und weil das so ist, muss man tatsächlich in die Zukunft denken.

Natürlich müssen Sie in NRW nicht bei null anfangen. Herr Lübberink hatte schon aus-
geführt, dass sich Elektrifizierungsmaßnahmen in der Umsetzung und weitere in der
Diskussion befinden. Bezüglich Letzterer werden sicherlich bald Entscheidungen fallen.

Aber gerade weil die Vorläufe so lang sind, müssten Sie eigentlich schon jetzt anfangen,
sich Gedanken darüber zu machen, was danach kommt: Wie geht es weiter, wenn das,
was im Moment in der Pipeline ist, tatsächlich mal angestoßen und umgesetzt ist?

Insofern plädiere ich bei diesem Thema für eine langfristige Begleitung auch seitens
des Landes. Auf Bundesebene haben wir im vergangenen Jahr einen neuen Bundes-
verkehrswegeplan bekommen, der auch in größerem Umfang die Elektrifizierung be-
stehender Bahnstrecken vorsieht. Bezieht man alle Kategorien mit ein – auch den so-
genannten potenziellen Bedarf –, umfassen die im Bundesverkehrswegeplan für
Deutschland genannten Elektrifizierungsprojekte 2500 Kilometer. Aber – darauf
möchte ich hinweisen –: Von diesen 2500 Kilometern befinden sich genau 0 Kilometer
in NRW. Das spielt sich alles in anderen Bundesländern ab.

Wenn der Bund, wie angekündigt, ein Sonderprogramm zur Elektrifizierung vor allem
regionaler Schienenstrecken auflegen will, ist das eine Chance, Bundesmittel für NRW
nutzbar zu machen. Dafür ist es erforderlich, konkrete Projekte benennen zu können –
auch das spricht für eine intensive Beschäftigung mit dem Thema.

Außerdem wurde nach der Priorisierung von Elektrifizierungsmaßnahmen gefragt.
Meiner Ansicht nach müsste im Rahmen eines Masterplans oder Strategieprozesses
geklärt werden, wie die Reihung bzw. Priorisierung der einzelnen Projekte aussehen
sollte. In jedem Fall muss es Kriterien geben, nach denen eine solche Priorisierung
vorgenommen werden kann. Eine Reihe dieser Kriterien haben meine Vorredner
schon genannt. Da wäre beispielsweise die Intensität der Nutzung. Es ist eine Beson-
derheit im Bundesland Nordrhein-Westfalen, dass viele nicht elektrifizierte Strecken
sehr intensiv genutzt werden.
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Ebenfalls wurde bereits ausgeführt, dass das Ganze mit den Planungen und Vergabe-
verfahren der Aufgabenträger koordiniert werden muss. Beachtet man das nicht, passt
es nicht zusammen. Ein weiteres Kriterium ist sicherlich, was sich auf den Zeitstrahl
möglichst kurzfristig umsetzen lässt. Hier sollte man ganz pragmatisch danach ent-
scheiden, was sich am schnellsten umsetzen lässt.

Ein weiterer Punkt, den es zu beachten gilt, ist, dass Elektrifizierung über den Bereich
der Schieneninfrastruktur hinausgeht. Herr Lübberink deutete bereits an, dass die
Elektrifizierung vor allem wegen Bahnlinien querender Infrastrukturen wie Straßen oder
Brücken teuer wird. Wenn die Brückenhöhe nicht ausreicht, um eine Oberleitung zu zie-
hen, wird es in der Regel sehr teuer. Man sollte also vorausschauend darauf achten,
dass Brücken, die in der Baulast von Land oder Kommune liegen, über Strecken mit
Elektrifizierungsperspektive mit einer ausreichend lichten Höhe gebaut werden.

Das zeigt, dass man über die Schieneninfrastruktur hinausdenken muss. Bayern hat
genau dieses Problem aufgegriffen, in Thüringen ist die Situation ganz ähnlich. Auch
in NRW wird man sicherlich zu dem Schluss kommen, dass es momentan noch Pla-
nungen gibt, die nicht mit dem Ziel einer breiteren Elektrifizierung von Bahnstrecken
abgestimmt sind.

Prof. Dr. Arnd Stephan (Technische Universität Dresden, Fakultät Verkehrswis-
senschaften „Friedrich List“, Institut für Bahnfahrzeuge und Bahntechnik): Herz-
lichen Dank, dass Sie auch die Wissenschaft eingeladen haben. Ich gebe aber gleich
am Anfang zu Protokoll, dass ich auch Praktiker bin; ich habe Eisenbahnschlosser
gelernt. Insofern möchte ich keine theoretischen Abhandlungen halten.

Ganz konkret bin ich zu zwei Dingen gefragt worden, eines waren betriebswirtschaftli-
che Vergleiche. Ich schicke vorweg, dass es bei der Elektrifizierung der Eisenbahn nie
um die Umwelt ging, sondern immer nur um Leistung und Effizienz; Nebenaspekte
waren Netzdurchgängigkeit, Netzbildung und Flottenstrategie. Vor allem aber ging es
um Leistungsfähigkeit. Elektrisch fährt also alles, was etwas leisten muss. Das heißt
auch, dass zwei bis vier richtige Züge pro Stunde und Richtung eine Strecke befahren
sollten; erst dann lohnt es sich. Für die weitere Elektrifizierung in Nebennetzen mit
weniger Verkehr, muss es andere gute Gründe geben. Nur dann findet sich jemand,
der dort Verkehr betreibt. Das ist – ich betone das – ein volkswirtschaftlicher Ansatz.

Wie bewertet man so etwas betriebswirtschaftlich? Wissenschaftlich fällt das unter den
Begriff „Elektrifizierungswürdigkeit“, und die unterliegt immer einer Lebenszykluskos-
tenrechnung. Als das erfunden wurde, hieß es noch nicht so, aber de facto war es das.
Es ist immer ein Wechselspiel von anfänglicher Investition – wir reden fast nur darüber
– und Betriebskosten, die das Geschäft interessant machen.

Das bedeutet, dass man sehr, sehr langfristig denken muss. Es fiel bereits die Zahl
50, aber eine Oberleitungsanlage steht eher 75 Jahre, ohne dass man daran, abgese-
hen von Fahrdrahtwechseln, groß etwas tun müsste.

Die Elektrifizierung hat immer ein deutlich höheres Anfangsinvestitionsvolumen als
Diesel, schon wegen der zu errichtenden Anlagen. Aber das gilt nur für die Infrastruk-
tur, bei den Fahrzeugen sieht es schon anders aus: Elektrische Fahrzeuge sind in der
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Regel preiswerter als Dieselfahrzeuge. Hier ist es also ganz anders als im Automobil-
bereich, was unter anderem daran liegt, dass die klassischen Elektrotriebwagen keine
Batterie haben.

Zudem sollte man sich vergegenwärtigen, dass eine elektrische Lokomotive heute
sechs bis acht Megawatt leistet; eine gleich schwere Diesellok kommt nur auf ein Drit-
tel oder ein Viertel davon. Es ist also immer eine Frage der Leistungsfähigkeit. Diesel
hat auch deutlich höhere Betriebskosten; etwa Faktor 2,5 bei der Energie und Faktor
1,3 bis 1,5 bei der Instandhaltung.

Eine fahrende Gesellschaft ist immer darauf aus, preiswert zu produzieren, weil die
Betriebskosten niedrig sind. Man muss das Ganze in der Zeitreihe betrachten: Wenn
man die Investitionen in die Elektrifizierung auf möglichst viele fahrende Fahrzeuge
umlegen kann, lohnt es sich; damit wären wir wieder bei den zwei bis vier Zügen pro
Stunde und Richtung.

Wir müssen also langfristige Betrachtungen anstellen. Ich sage immer ein bisschen
salopp, dass die Eisenbahn heute als Verkehrsträger bedeutungslos wäre, wenn wir
sie nicht langfristig elektrifiziert hätten. Und damals waren das noch nicht einmal wirt-
schaftliche Überlegungen, vielmehr betrafen sie das Netz. Wenn wir die Elektrifizie-
rung also wirtschaftlich betrachten wollen: große Brille aufsetzen, lange angucken.

Bezüglich der Kosten wurde immer wieder die berühmte Million genannt. Wir haben
wissenschaftlich festgestellt, dass man mit 500.000 Euro einen Streckenkilometer
elektrifizieren kann. Ein Streckenkilometer kann aber auch 2,3 Millionen kosten. Die
eine Million liegt also innerhalb dieser Spannbreite. Allerdings umfasst diese Million –
das wurde bereits erwähnt – nicht die meist anstehenden Trassierungsänderungen,
Unterbausanierungen, Lärmschutzmaßnahmen oder Brückenanpassungen.

Setzt man diese Million an, ist der Enttäuschungsfaktor meist relativ groß, da man bei
einer Elektrifizierung meistens auch eine Trassierungsverbesserung im Sinn hat. Die
Kosten unterm Strich ergeben sich also nicht aus der reinen Elektrifizierung, die elekt-
rische Anlage ist in der Regel preiswerter zu haben.

Eine weitere Möglichkeit sind alternative Antriebe – mit denen haben wir uns in letzter
Zeit sehr viel beschäftigt. Für die Bayerische Eisenbahngesellschaft haben wir eine
veröffentlichte Studie erstellt, bei der wir uns getraut haben, die Wirtschaftlichkeit aller
heute auf dem Tisch liegenden Konzepte langfristig zu berechnen und mit finanzma-
thematischen Methoden alle Unwägbarkeiten zu bewerten.

Das Ergebnis ist leider nicht eindeutig, stattdessen kommt für quasi jeden einzelnen
Anwendungsfall eine andere Präferenz heraus. Mal lohnt sich die Elektrifizierung, mal
der BEMU, mal sogar der heute noch gar nicht erwähnte Dieselhybrid. Wasserstoff hat
es ganz schwer; allenfalls lange Strecken mit wenig Aufkommen und Sektorkopplung
sind eine Nische.

Fazit dieser Betrachtung zu den alternativen Antrieben: Die Kosten werden durch die
Energie in die Höhe getrieben. Mit elektrischer Energie über Oberleitungen ist man
langfristig an sichersten aufgestellt. Ein weiterer wichtiger Kostentreiber ist die Rein-
vestition in Hochtechnologiekomponenten wie Batterien oder Brennstoffzellen. Das ist
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auch den Betriebskosten zuzurechnen, darüber wissen wir im Moment fast gar nichts.
Wir wissen, dass die Batterien vielleicht acht Jahre halten, die Brennstoffzellen eher
nur vier. Der Brennstoffzellenzug hat übrigens eine riesige Batterie, ist auch ein Batte-
riezug; man hat also zwei Hochtechnik-Baustellen an Bord.

All das sollte man berücksichtigen. Im Rahmen der gerade genannten BEG-Studie
haben wir einige Empfehlungen abgegeben. Eine davon ist, dass wir nicht das ge-
samte deutsche Eisenbahnnetz elektrifizieren müssen. Das ist für die neuen Techno-
logien nicht erforderlich; die Hybride werden die Lücken füllen.

Die batterieelektrischen Fahrzeuge, die ihre Batterie für eingeschränkte Zeiträume nut-
zen, können auf diese Weise rund 40 Kilometer zurücklegen. 80 Kilometer sind es
nicht, das steht nur in den Werbeprospekten. Die seriösen Hersteller geben an, dass
sie in den nächsten Jahren 40 Kilometer betrieblich überbrücken können, ohne dass
der Batterieverschleiß zu stark ist und die Alterungskosten zu hoch sind.

Wir haben festgestellt, dass es angesichts der neuen Technologien fast ausreichen
würde, ein Viertel des noch nicht elektrifizierten Netzes zu elektrifizieren, um rein
elektrisch zu fahren. Das bedeutet aber auch, dass wir dieses Viertel tatsächlich elekt-
rifizieren müssten.

Carsten Löcker (SPD): Spannend fand ich, dass die letzten Ausführungen der ersten
Runde darauf hinweisen, dass bezüglich der Beurteilungssystematik für die Elektrifi-
zierung von weiteren Strecken, dem Anspruch 20 % mehr auszubauen und den damit
verbundenen Problemen, im Grunde von einer systematischen Benachteiligung ge-
sprochen werden kann – Fragezeichen?

Das ist auch mit Blick auf den Generalsverkehrsplan, den ÖPNV-Bedarfsplan eine we-
sentliche Frage, mit der wir uns hier beschäftigen müssen. Ist die heutige Systematik
so angelegt, dass wir den Ausbau schon deshalb nicht schaffen können, weil wir bei
der Bewertung der zukünftigen Ausbaustufen für Schiene, Straße usw. ganz andere
Prioritäten setzen. Wie beurteilen Sie das? Diese Frage richtet sich insbesondere an
die Vertreter von PRO BAHN und VDV, die sich damit beschäftigen.

Die beiden letzten Ausführungen haben deutlich gemacht, wo wir an Stellschrauben
drehen müssen, damit wir den von uns formulierten Anspruch – nur 10 % auszubauen,
wäre ja schon mal was – am Ende auch auf die Schiene setzen können. In diesem
Zusammenhang ist mir die Bemerkung von Herrn Husmann in Erinnerung, dass es
auch heute schon eine Priorisierung gebe: An erster Stelle stehe der Regionalexpress,
dann komme die Regionalbahn und dann die S-Bahn.

Wenn das für die Priorisierung zutreffen würde, müsste man sich über S-Bahnen in
Nordrhein-Westfalen keine Sorgen mehr machen; denn wenn wir die 10 % möglicher-
weise gar nicht umsetzen können, weil die Systematik nicht stimmt, wird sich da nichts
mehr tun.

Das Thema der heutigen Anhörung sind vor allem Bahnstrecken. Dennoch möchte ich
Herrn Dr. Geißler von der Allianz pro Schiene eine Frage stellen, die in eine etwas
andere Richtung geht: Wäre die Elektrifizierung nicht auch eine künftige Alternative für
den ÖPNV in den Städten? Unsere heutigen Vorstellungen sind diesbezüglich tradiert.
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Natürlich gibt es auch belastbare betriebswirtschaftliche Kriterien dazu, ob Busse oder
Bahnen fahren sollten. Aber ich glaube, man sollte überlegen, was in Zukunft elektrifi-
ziert werden muss und was anders auf die Straße bzw. Schiene kommen sollte. Wel-
che Vorüberlegungen gibt es im Rahmen der Debatte zum städtischen Verkehr seitens
Ihrer Verbände dazu, wie man mehr CO2-neutralen Verkehr ermöglichen könnte?

Susana Dos Santos Herrmann (SPD): Ich habe Fragen, die man vielleicht unter dem
Stichwort „Präzisierung“ zusammenführen kann. Eine richtet sich an Herrn Wente vom
VDV: Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme – im Grunde zitieren Sie aus einer Bro-
schüre –, dass es bis zum Jahr 2030 einen Finanzbedarf in Höhe von 11,5 Milliarden
Euro für die Vollelektrifizierung gebe.

Wenn ich das richtig verstanden habe, bezieht sich diese Zahl auf ganz Deutschland.
Mich würde interessieren, ob Sie auch eine Zahl für NRW haben? Würden Sie eine
Ausweitung des ÖPNVG auf einen Sonderfördertatbestand „Elektrifizierung“ befürwor-
ten? Wenn ja: Welche Summe müsste ein solcher Topf enthalten? Oder könnte man
gegebenenfalls vorhandene Mittel anders verteilen? – Das fände ich eine spannende
Debatte.

Eine weitere Frage bezieht sich auf die Präzisierung von Planfeststellungsverfahren.
Ich habe die meisten – eigentlich sogar alle – von Ihnen so verstanden, dass Elektrifi-
zierung Planfeststellung bedeute, die wiederum Zeit brauche. Daraus resultiere nicht
nur eine langsame Ausweitung der Kapazität, sondern möglicherweise sogar eine zeit-
weise Reduzierung der Kapazität. Sehen Sie Möglichkeiten, zum Beispiel durch Stü-
ckelungen der Pläne, Planfeststellungsverfahren zu umgehen und stattdessen Plan-
genehmigungen zu durchlaufen? – Ganz offen gefragt, es ist ja möglich.

(Carsten Löcker [SPD]: Da muss man mal nach Hessen oder in an-
dere Bundesländer schauen!)

– Genau. Wir haben gehört, dass andere Bundesländer schneller sind. Ginge das?
Und wenn ja, bei welchen Teilstrecken wäre das ohne Komplikationen möglich? Ich
will Sie nicht auffordern, gegen bestehende Gesetze zu verstoßen, vielmehr will ich
anregen, Möglichkeiten zu nutzen, Elektrifizierung voranzubringen und Kapazitäten zu
erhöhen. Mich interessiert vor allem, was PRO BAHN dazu sagt.

Klaus Voussem (CDU): Ich habe eine Nachfrage an Herrn Vogel, da er die S 23 kon-
kret ansprach. Wenn ich das richtig verstanden habe, sind Sie, anders als die Grünen
vor Ort, der Auffassung, dass die S 23 bis Bad Münstereifel vollständig elektrifiziert
werden sollte? Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie das noch einmal näher erläutern
könnten.

Eine weitere Nachfrage richtet sich an Praktiker aus dem Verkehrsbetrieb, vielleicht Herr
Blüm, gerne auch Herr Husmann: Sowohl Diesel- als auch Elektrozüge haben eine ge-
wisse Abschreibungsdauer. Bitte erläutern Sie, wie lange ein solches Fahrzeug bei
Ihnen in den Büchern steht – schließlich ist das nicht ganz unwichtig, wenn man über
Zeithorizonte und Zeitachsen nachdenkt. Auch vor dem Hintergrund des Stichworts
„kurzfristig“ interessiert mich, wie Ihre Wirtschaftlichkeitsberechnungen aussehen.
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Bodo Middeldorf (FDP): Sehr geehrte Herren, herzlichen Dank für Ihre aufschluss-
reichen Ausführungen in der ersten Runde, die natürlich auch von – das muss man an
dieser Stelle sagen – einzelnen Interessen geprägt sind. Insofern fand ich insbeson-
dere die Perspektive der Wissenschaft interessant.

Außerdem möchte ich betonen, dass Ihre Ausführungen schon jetzt zeigen, dass der
Antrag der Grünen völlig verengt ist. Vielleicht haben Sie, Herr Remmel, es nicht so
gelesen, aber darin steht etwas von der vollständigen Elektrifizierung des Schienen-
netzes. Insofern reden wir plötzlich über etwas anderes, als das, was Sie in den Antrag
hineingeschrieben haben; vielleicht wollen Sie das selber noch mal modifizieren.

Nun komme ich zu einigen Nachfragen. Herr Professor Dr. Stephan, Sie haben deut-
lich gemacht, an welchen Kriterien wir uns orientieren müssen, wenn wir bewerten
wollen, welche Strecken sich für eine Elektrifizierung eignen und welche möglicher-
weise nicht. Sie haben auch auf die Probleme hingewiesen, die wir mit alternativen
Antriebstechniken haben.

Sie kennen die Situation in NRW ein bisschen: Welche Strecken würden Sie für eine
Elektrifizierung dringend empfehlen? Und für welche Strecken sollten wir besser klas-
sische Dieselfahrzeuge oder möglicherweise andere Antriebsformen in den Blick neh-
men?

Auch wir sind für eine Emissionsreduzierung, ganz klar – welche der neuen Antriebs-
formen, welchen Antriebsmix würden Sie dem Land Nordrhein-Westfalen und den je-
weiligen Verkehrsträgern empfehlen?

Eine weitere Nachfrage richtet sich an Herrn Lübberink. Wir haben Ihre Stellungnahme
natürlich aufmerksam gelesen. Sie fordern darin eine eisenbahnbetriebswissenschaft-
liche Untersuchung zu der Frage, welche Strecken sich sinnvollerweise für eine
Elektrifizierung eignen. Natürlich liegen auch schon Planungen vor. Wie steht das
zueinander? Wurden die bisherigen Planungen auf Zuruf vorgenommen, gibt es ir-
gendeine Grundlage oder brauchen Sie dafür möglicherweise noch mehr?

Außerdem weisen Sie auf eine eventuelle Konkurrenzproblematik von Elektrifizie-
rungsvorhaben und Ausbaumaßnahmen im SPNV hin. Mich würde sehr interessieren,
welche konkreten Projekte aus Ihrer Sicht gefährdet sein könnten.

Johannes Remmel (GRÜNE): Ich werde mich jetzt an die Regel des Vorsitzenden
halten, die Adressaten meiner Fragen zu benennen.

Mit der Antwort auf eine meiner Fragen in der ersten Runde bin ich noch nicht ganz
zufrieden, obwohl ich jetzt mehr über die Historie von Österreich und der Schweiz
weiß – herzlichen Dank dafür.

Dennoch würde ich gerne noch einmal speziell auf die Entwicklungen in Österreich
verweisen. In den vergangenen zehn Jahren gab es bei der Elektrifizierung eine Stei-
gerung um 10 % von 60 auf 70 %. Ich glaube nicht, dass das mit der Historie zu erklä-
ren ist. Ist das allein – wie Herr Dr. Geißler uns klarzumachen versuchte – dem politi-
schen Willen bzw. Druck geschuldet? Oder gibt es dafür auch spezifische strukturelle
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Gründe, die wir uns in Deutschland bzw. Nordrhein-Westfalen näher anschauen soll-
ten? Diese Frage richtet sich an Herrn Lübberink, Herrn Dr. Geißler, Herrn Professor
Dr. Stephan und Herrn Wente.

Ich habe mir die Zahlen in dem von Ihnen aufgelegten Sonderprogramm vorgenom-
men. Nach überschlägiger Rechnung komme ich unter Berücksichtigung des Königs-
teiner Schlüssels auf 200 bis 300 Millionen Euro über zehn Jahre für Nordrhein-West-
falen. Das wäre auch kompatibel mit den noch nicht elektrifizierten Streckenkilometern.
Wenn man diese Millionen zugrunde legt, kommt man auf zwei bis drei Milliarden.

Sollten wir das statt eines Masterplans umsetzen? Könnte man mit einem Sonderpro-
gramm für Nordrhein-Westfalen von 200 bis 300 Millionen Euro über zehn Jahre auf
eine Streckenelektrifizierungsquote von 80 % kommen und somit fast 100 % der be-
förderten Personen erreichen? Diese Frage richtet sich an Herrn Wente, Herrn
Dr. Geißler und Herrn Professor Dr. Stephan.

Außerdem würde ich mich gerne noch mal mit der Prioritätensetzung beschäftigen, da
ich diesbezüglich einige Widersprüche herausgehört habe. Es geht um die Klassifizie-
rung der Strecken vom Regionalexpress über die Regionalbahn zur S-Bahn.

Die Vertreter der Wissenschaft, der Allianz pro Schiene und der Fahrgastseite habe
ich dahin gehend verstanden, dass dort, wo viele Personen befördert werden, die
Elektrifizierung auch unter der Maßgabe zu betrachten ist, wo Beschleunigungen mög-
lich sind; also viele Halte, hohe Beschleunigungen. Das trifft beispielsweise auf die
S 23 zu – wegen der vielen Haltestellen und Möglichkeiten, über elektrische Antriebe
zu beschleunigen, eine naheliegende Strecke in Nordrhein-Westfalen. Wäre das nicht
ein möglicher Faktor, um Prioritäten zu setzen? Diese Frage richtet sich an Herrn Vo-
gel, Herrn Dr. Geißler und Herrn Professor Dr. Stephan.

Dann habe ich eine Frage, die im Antrag auftaucht, aber bisher von niemandem be-
antwortet worden ist, jedenfalls nicht mündlich. Es gibt selbst in Städten mit Luftrein-
heitsproblemen elektrifizierte Strecken, auf denen auch heute noch Dieseltriebwagen
fahren – und ich meine dezidiert nicht die letzte Meile oder Anschlüsse an nicht elektri-
fizierte Strecken. Was ist der Grund dafür? Wurden da falsche Verträge abgeschlos-
sen? Oder ist Wagenmaterial vom Anbieter transferiert worden, weil man beispiels-
weise in Frankfurt damit nicht mehr fahren darf, in Nordrhein-Westfalen aber schon?
Vielen Bürgerinnen und Bürgern leuchtet jedenfalls nicht ein, warum auf elektrifizierten
Strecken Dieseltriebwagen fahren. Diese Frage stelle ich Herrn Wente, Herrn Lüb-
berink und Herrn Husmann.

Letzte Frage: Ich habe das so verstanden, dass es ein bisher nicht geklärtes Verhältnis
zwischen Betriebskostenminimierung und nötigen Investitionskosten gibt. Wer zahlt
am Ende? Wäre ein Sonderprogramm ein Faktor, infolgedessen gesagt werden
könnte: Wenn da investiert wird, dann zahlen die Gesellschaften über einen gewissen
Zeitraum zwar nicht mehr 40 % weniger Betriebskosten, sondern einen Anteil als Bei-
trag zur Investition? Ist so etwas denkbar; quasi eine unterstützende Leistung der Ver-
kehrsunternehmen? Das frage ich Herrn Blüm und Herrn Wente.
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Nic Peter Vogel (AfD): Meine nächste Frage richtet sich an die Wissenschaft, na-
mentlich an Professor Dr. Stephan.

Wir leben heutzutage in geopolitisch fragilen Zeiten und werden mit langen Zeiträumen
von 10, 20, 30 oder noch mehr Jahren konfrontiert. Gibt es Überlegungen oder Prog-
nosen, vielleicht auch Bedenken, in Bezug auf die Rohstoffe und Rohstoffzulieferun-
gen – eventuell auch aus dem Ausland? Damit meine ich nicht Wasserstoff, sondern
Seltene Erden oder was sonst für alternative Antriebe erforderlich ist. Sind diesbezüg-
lich Engpässe zu erwarten? Diese Frage bezieht sich sowohl auf die favorisierten Mo-
delle als auch auf die, die eventuell noch in der Pipeline sind.

Henning Rehbaum (CDU): Ich habe eine Nachfrage zu einer technischen Frage. Die
Grünen fordern die Elektrifizierung sämtlicher Strecken und dann ein Fahrverbot für
Dieselfahrzeuge auf diesen elektrifizierten Strecken. Damit sind vermutlich auch die
nicht bundeseigenen Eisenbahnstrecken gemeint, auf denen auch zahlreiche diesel-
betriebene Güterloks fahren – ich weiß nicht, ob die Grünen sich darüber Gedanken
gemacht haben.

Meine Frage richtet sich an die Praktiker, Herr Blüm und Herr Professor Dr. Stephan:
Wie lang ist die Nutzungsdauer von Dieselloks im Güterverkehr? Soweit ich weiß,
weicht deren Nutzungsdauer gegenüber der von Triebwagen im Personenverkehr ab.
Ist es überhaupt eine realistische Alternative, diese Strecken, diese Güternebenstre-
cken, zu elektrifizieren?

Martin Husmann (Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR): Ich gehe noch einmal auf
das Thema „Elektrifizierung“ ein. Ist es sinnvoll, einen ÖPNV-Bedarfsplans vorzuschal-
ten, um zu elektrifizieren? Der verhindert, schnell ins Verfahren zu kommen. Ich erin-
nere daran, wie lange der zurzeit schon in Arbeit ist.

Es bedarf einer Grundlagenentscheidung hier im Land aber auch beim Bund. Man will
Elektrifizierung; das kann man dann auch entsprechend begleiten. Statt eines aufwen-
digen Planfeststellungsbeschlusses, legt man ein mit Prioritäten versetztes Plange-
nehmigungsverfahren dafür fest.

Ich hatte eben schon deutlich gemacht, dass man über Priorisierungen vertiefter nach-
denken muss. Eine Indikation kann sein, dass es vom Land vorgenommene RE-Ver-
kehre sind. Seitens der Wissenschaft wurde eben ein ganz wesentlicher Aspekt er-
gänzt: Wie oft eine Strecke befahren werde, habe wirtschaftliche Auswirkungen. – Das
kann ich nur unterstützen. Das sollte nicht heißen, dass man S-Bahnen nicht elektrifi-
ziert. Dazu kann ich nur sagen, dass die meisten elektrifiziert sind.

Und ja: In manchen Fällen ist der Aspekt „Beschleunigung“ durchaus entscheidend.
Aus diesem Grund haben wir auch dafür plädiert, die Regiobahn zu elektrifizieren.
Glücklicherweise hat sich das Land zu dieser Maßnahme bekannt und die S-Bahn
Regiobahn wird elektrifiziert.

Die Möglichkeit der Stückelung gibt es durchaus. Das kann man beim RRX-Planfest-
stellungsverfahren ganz einfach nachvollziehen. Am Ende des Tages muss man im-
mer im Blick haben, ob man zum gewünschten Ergebnis kommt. Wenn ich in einem
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Planfeststellungsbeschluss scheitern sollte – häufig hängt das auch mit den Finanz-
mitteln zusammen – muss ich immer im Blick haben, ob ich das auch alles hinterei-
nander hinbekomme. Die Stückelung von Planfeststellungsverfahren kann dazu füh-
ren, dass man bestimmte Abschnitte vorziehen kann.

Außerdem war nach der ÖPNV-Elektrifizierung gefragt worden. Das möchte ich gerne
aufgreifen. Schon zusammen mit Professor Dr. Müller-Hellmann – der mal für den VDV
tätig war und immer noch beratend tätig ist – haben wir beispielsweise in Oberhausen
festgestellt, dass eine Elektrifizierung im ÖPNV durchaus denkbar ist. Das gilt insbe-
sondere für Städte mit U- oder Straßenbahnen, da man über die Unterwerke die Bat-
terien schnell laden kann. Das geht also durchaus. Aber auch hier steckt die Technik
noch in den Anfängen und es bedarf einer Vertiefung.

Ob es darüber hinausgeht? Mit rein batterieelektrischen Bussen – das kann man heute
schon sagen – wird man ganz andere Umlaufbeziehungen entwickeln müssen. Man
wird mehr Busse benötigen, und das ist eine durchaus beträchtliche Kostenfrage.

Die Abschreibungsdauer der Fahrzeuge beträgt im Schnitt 20 Jahre. Die Lebensdauer
von Elektrotriebzügen liegt bei 30 Jahren, die von Dieseltriebzügen bei 25 Jahren, die
sind in der Regel auch schneller abgeschrieben.

Wie sich das bei Elektrotriebzügen mit Akkutechnik entwickeln wird, wissen wir noch
nicht. Grundsätzlich sind Elektrotriebzüge weniger anfällig als Dieseltriebzüge, weil
man nur den Elektromotor hat und die Hybridtechnik bekannt ist; die Unbekannte ist
die Akkulebensdauer.

Von der Brennstoffzelle haben wir eben schon gehört, dass sie eine viel kürzere Le-
bensdauer hat und damit höhere Kosten verursacht. In Brennstoffzellenzügen sind
zwei Technologien verbaut: Akkus plus Brennstoffzelle. Ich erwähnte bereits, dass
diese Züge aus unserer Sicht deswegen nicht für kurze, sondern nur für längere Rei-
seweiten geeignet sind. Wir gehen daher davon aus, dass in unserer Region Elekt-
rotriebzüge zum Einsatz kommen werden.

Warum fahren Diesel unter Draht? Weil das Netz so gebaut ist, wie es gebaut ist. Man
wird keine Strecken hinbekommen, auf denen man Dieseltriebzüge ohne große Um-
steigebeziehungen halbwegs wirtschaftlich betreiben kann. Ich werde das an Beispie-
len verdeutlichen. Auf der Strecke Borken–Dorsten–Essen wollen im Prinzip alle von
Borken bis Essen und wieder zurück fahren. In Dorsten ist das elektrische Netz aber
zu Ende.

(Zuruf: Gladbeck!)

– Gladbeck, Entschuldigung. Danke. Das würde dazu führen, dass man nur einen Pen-
delzug hin und her fahren lassen würde. Damit werden die Kunden aber nicht vernünf-
tig angebunden, sondern eher verschreckt. Sie werden zum Umsteigen gezwungen
und entscheiden sich dann möglicherweise wieder für das Auto.

An vielen anderen Stellen verhält es sich ähnlich. Auf der Strecke Xanten–Millingen
würden die Züge nur bis Millingen fahren, und für die letzten 15 Kilometer müsste ein
Buspendelverkehr eingerichtet werden. Ein weiteres Beispiel ist Kleve bzw. der RE 10;
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die letzten 67 Kilometer der Strecke sind nicht elektrifiziert, man würde riesige Umstei-
gebeziehungen produzieren.

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Die meine ich nicht!)

– Welche dann?

(Johannes Remmel [GRÜNE]: 100 % unter Draht!)

– 100 %? Dazu kann Herr Engel etwas sagen.

Zum Grundsätzlichen: Betriebskosten werden über die Aufgabenträger abgewickelt,
Investitionskosten sind Infrastrukturkosten und werden über Bund und Land abgewi-
ckelt. Das führt dazu, dass es ein unterschiedliches Regime ist. Vom Grundsatz her ist
dieser Ansatz auch richtig.

Werner J. Lübberink (Deutsche Bahn AG): Beim Thema „Diesel unter Draht“ sträu-
ben sich Eisenbahnern – wenn vorhanden – die Haare. Eigentlich möchte man das
immer vermeiden.

Weil der Schienengüterverkehr erwähnt wurde, nenne ich folgendes Beispiel: Das
Schienengüterverkehrsnetz der Deutschen Bahn, auch das Fernverkehrsnetz, sind zu
fast 100 % elektrifiziert. Trotzdem können Sie auf der Rheinschiene von Rotterdam bis
Basel mit einer Diesellok auf elektrifizierter Strecke über die Grenzen fahren und die
Stromstränge verrußen. Eigentlich macht das keinen Sinn, aber es nicht vorgesehen,
dass man das grundsätzlich ablehnen kann.

Selbst wenn jemand die Fahrstrecke mit elektrischer Traktion angemeldet hat – aus
Holland kommend mit einem anderen Stromsystem –, aber in letzter Minute eine Die-
sellok zu einem Schleuderpreis bekommt, dann macht er das im Schienengüterverkehr
natürlich mit dieser Traktion. Das kann man nicht verhindern.

Zu Ihrer Frage, Herr Middeldorf: Wir rechnen uns teilweise zu Tode, da haben Sie
recht. Die eisenbahnbetriebswissenschaftliche Untersuchung steht für die genannten
Strecken in enger Abstimmung mit den Aufgabenträgern, die für sich natürlich Wirt-
schaftlichkeitsrechnungen erstellt haben.

Aus unserer Sicht ist das, da es gegenfinanziert wurde, nicht notwendig. Wenn wir
eigenfinanzieren müssen, wie beispielsweise beim Schienengüter- oder Fernverkehr,
sind wir natürlich gezwungen, diese eisenbahnbetriebswissenschaftliche Untersu-
chung durchzuführen. Weil – und ich fand sehr schön, was Professor Dr. Stephan ge-
sagt hat – das alles irgendwie Sinn gemacht hat. Die Züge fahren auf den Hauptstre-
cken im Anderthalb-Minuten-Takt, was dazu führt, dass die Leistung der Schiene ein-
fach effizienter ist.

Sie haben gefragt, wie man Planfeststellung beschleunigen kann. Es gibt Erfahrungs-
werte, die liegen zwischen 18 und 28 Jahren: Die Vorplanung bis zum Beginn des
Raumordnungsverfahrens dauert immer zwei Jahre. Das Raumordnungsverfahren
dauert zwei bis fünf Jahre. Die Vorplanung dauert auch noch einmal anderthalb bis
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zwei Jahre. Die Entwurfsplanung bis zum Beginn des Planfeststellungsverfahrens dau-
ert drei Jahre. Das Planfeststellungsverfahren dauert drei bis zehn Jahre. Hinzu kom-
men die Verhandlung und der Abschluss des Finanzierungsvertrages.

Hier könnte man einiges sicherlich intelligenter regeln. Wenn man wie bei den Groß-
projekten RRX oder Betuwe-Linie frühzeitig mit allen Betroffenen und Beteiligten, auch
den Stakeholdern, in die Diskussion einsteigt, kommt man sicherlich schneller voran.
Das ist ein aufwendiger Prozess. Bei solchen Großprojekten machen wir das sehr,
sehr intensiv.

Verhandlung und Abschluss des Finanzierungsvertrags: Wenn man jahrelang braucht,
um die Zahl auf zwei Stellen hinter dem Komma genau zu ermitteln – wieso kann man
die Finanzierungsdiskussionen nicht schon während des Projekts führen, sodass die
Finanzierung steht, wenn man das Planfeststellungsverfahren durchlaufen hat? Wieso
muss man wieder drei Jahre warten?

All das sind Durchschnittswerte. Ich glaube, es wäre ein wesentlicher Schritt, von die-
sen 18 bis 28 Jahren auf 10 oder 12 zu kommen. Damit wäre uns allen wirklich gehol-
fen. Denn die Projekte, die von uns auf Ihre Vorschläge hin dargestellt werden, sind
sehr zeitintensiv.

Das Thema „Finanzierung“ möchte ich auch noch mal aufgreifen: Wenn man die –
gerade bei den Nahverkehrsprojekten – mit Unterstützung des Landes absichern
könnte, wäre das die halbe Miete. Das ist zumindest unsere Erfahrung.

Michael Vogel (Nahverkehr Rheinland GmbH): Zur Frage vom Herrn Voussem nach
der S 23: Die Machbarkeitsstudie ist im Juni fertig geworden und somit ganz aktuell.
Sie hat ergeben, dass die durchgängige Elektrifizierung bis Bad Münstereifel gesamt-
wirtschaftlich sinnvoll ist.

Da fließen auch Aspekte wie der Fahrzeugeinsatz ein, der dann durchgängig möglich
ist und an keiner Stelle gebrochen werden muss. Mit der Taktfrequenz hat das nichts
zu tun. Wie geplant, soll es dabei bleiben, dass zwischen Bonn und Euskirchen eine
Taktverdichtung auf 20 Minuten stattfinden soll, zwischen Rheinbach und Bonn auf
10 Minuten.

Damit komme ich zu der Frage von Herrn Remmel bezüglich der S 23: Beschleunigung
ist auch ein Kriterium für Elektrifizierung. So wird beispielsweise die Strecke des
RB 20, die Euregiobahn, aufgrund der verbesserten Beschleunigung und der Fahr-
zeitenoptimierung elektrifiziert. Um beispielsweise die erwähnte Taktverdichtung bei
der S 23 zu erreichen, braucht man dieses Beschleunigungspotenzial auch. Das ist
also auf jeden Fall ein wichtiges Kriterium, das mit einfließt.

Um weitere Stellschrauben zu verändern, könnte man bei § 13 ÖPNVG ansetzen, der
die Durchführung von Elektrifizierung zulässt. Aufgrund des Erlasses liegt die Pla-
nungskostenverantwortung aber weiterhin bei den Aufgabenträgern. Das könnte man
optimieren, indem man die Übernahme der Planungskosten dem Land überträgt.
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Bezüglich der Verbesserung von Planfeststellungsverfahren machen wir gerade die
Erfahrung, dass eine erweiterte Bürgerbeteiligung, wie wir sie im Rahmen des „Bünd-
nisses für Mobilität“ bei der S 11 gewährleisten, zu einer erheblichen Vertrauensbil-
dung bei Anwohnern und betroffenen Bürgern führt. Schon im Vorfeld wird sehr viel
Konfliktpotenzial abgebaut, was beim Planfeststellungsverfahren im Endeffekt sicher-
lich zu einer Optimierung und Beschleunigung führt.

Zum Thema „Diesel unter Draht“ hat Herr Husmann schon einiges ausgeführt, das
eigentlich auch auf unsere Region zutrifft. Wenn wir verhindern wollten, mit Diesel un-
ter Draht zu fahren, müssten wir an bestimmten Stellen die Linien brechen – das macht
keinen Sinn, das ist vollkommen ineffizient.

Lothar Ebbers (PRO BAHN, Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V.): Zur Be-
wertung im Rahmen der Bedarfspläne: Wir haben in unserer Stellungnahme deutlich
darauf hingewiesen, dass bei der Integrierten Gesamtverkehrsplanung (IGVP) damals
wirklich katastrophale Parameter angewandt wurden und eine Streckenumstellung von
Diesel auf elektrisch wirtschaftlich schlechtgerechnet wurde. Unter Ansetzung eines
ganz bestimmten Bahnstrom-Mixes wurde eine wahnsinnige Steigerung der CO2-Aus-
stöße errechnet – deshalb schnitt die Elektrifizierung in der Bewertung sehr schlecht
ab.

Nur in Einzelfällen waren es eigenständige, reine Elektrifizierungsmaßnahmen. Viel-
fach waren es auch Maßnahmen im Zusammenhang mit anderen Ausbaumaßnah-
men, die dann schlecht abschnitten.

Deshalb ist es kein Wunder, dass sich in Stufe 1 der IGVP unheimlich viele Dieselstre-
cken und nur wenige elektrische Strecken befinden; vor allem sind es wenige elektri-
sche Strecken mit Leistungsmehrung, weil auch die Leistungsmehrung auf bestehen-
den elektrischen Strecken mit negativen Parametern besetzt war.

In Stufe 2 haben die meisten überlebt – Gott sei Dank! – und stehen auch heute noch
im Bedarfsplan. Bis der neue Bedarfsplan vorliegt, hat man jederzeit die Möglichkeit,
solche Maßnahmen, quasi im Nachrückverfahren, von Stufe 2 auf Stufe 1 zu legen.

Allerdings sind nach den neuen Regularien des ÖPNV-Gesetzes alle streckenbezoge-
nen Maßnahmen ab 5 Millionen Euro bedarfsplanpflichtig – unabhängig davon, ob sie
nach § 12, § 13 ÖPNVG oder aus anderen Töpfen finanziert werden. Diese ganzen
Maßnahmen müssten also im Benehmen mit dem Verkehrsausschuss im Bedarfsplan
nach oben gestuft werden. Bitte achten Sie darauf bei der Methodik, wenn endlich der
neue ÖPNV-Bedarfsplan in Arbeit kommen wird. Der ist nämlich noch nicht in Arbeit,
sondern in Vergabe bzw. in erneuter Vergabe.

Wenn es so in die Nutzwertbetrachtung gekommen wäre, hätte es keine Auswirkungen
gehabt. Es ist aber so in eine monetarisierte Bewertung eingegangen, dass diese Stre-
cken nach hinten gestuft wurden. Wahrscheinlich wären in dem Verfahren das Abhän-
gen von Oberleitungen und die Einplanung von Dieselverkehr auf einer gewissen Stre-
cke günstig gewesen, um die Maßnahme nach vorne zu bekommen.
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Zur Frage von Herrn Remmel, welche Einzellinien es gibt, bei denen Volldiesel unter
Fahrdraht gefahren wird. Ich habe es gerade noch mal durchgerechnet, es gibt drei
Einzelfälle, die liegen alle im Bereich des VRR.

Der erste Fall ist Wedau-Bahn, bei der die DB einsetzen darf, was sie gerade übrig
hat – dort läuft noch ein alter S-Bahn-Vertrag. Derzeit wird ein VT 628 eingesetzt, län-
gere Zeit war es ein 426er, elektrischer Triebwagen. Das erledigt sich von selbst, da
dieser Vertrag Ende 2019 ersatzlos ausläuft. So zumindest hat Herr Husmann es an-
gekündigt.

Bis es eventuell zur Reaktivierung der Ratinger Weststrecke kommt, sucht man nach
einer Lösung, die nicht aus einem Pendelzug besteht, der ganze 14 Kilometer in der
Stunde zurückgelegt. Das ist eine ganz miserable Wirtschaftlichkeit, auch weil das
Fahrgastaufkommen von jedem Standardbus bewältigt werden könnte. Da wird man
eine Zwischenlösung suchen.

Der zweite Fall ist die Glückauf-Bahn, bei der im bisherigen Verkehrsvertrag offenge-
blieben war, was eingesetzt wird. Werktags wurden teilweise Dieselfahrzeuge, am Wo-
chenende freie Elektrofahrzeuge eingesetzt.

Damit ist auch der ganze Ringtausch zwischen RE 19, RB 40 und RB 46 bei Abellio
möglich geworden. Man musste nicht extra für die Verzögerungen in Bocholt über-
gangsweise ein Dieselfahrzeug beschaffen, sondern konnte es von der Glückauf-Bahn
nehmen. Die kriegten ein elektrisches von der RB 40 und die kriegte ein zunächst übrig
gebliebenes mit größerer Kapazität vom RE 19. – Aber das sind so Zufälle.

Ich weiß nicht, was im neuen Vertrag zur RB 46 steht; da ist es wohl noch offen, ob
Diesel- oder Elektroantrieb.

Der dritte Fall ist der Pendelzug Lünen–Münster. Der Zug kommt von Enschede als
Dieselzug und hat in Dortmund 50 Minuten Standzeit. Dann stellt sich die Frage, ob
man extra einen elektrischen Triebwagen nimmt, um noch einmal von Dortmund nach
Lünen und zurück zu fahren, was ein zusätzliches Fahrzeug und einen zusätzlichen
Fahrer erfordern würde, oder ob man das Fahrzeug, das sowieso am Bahnsteig steht,
zu reinen Grenzkosten hin und zurück pendeln lässt. Das sind die betriebswirtschaftli-
chen Gründe für derartige Fälle.

Um diese betriebswirtschaftlichen Grenzen zu überschreiten und zu beschließen, das
doch elektrisch zu fahren, müsste man ganz schön viele öffentliche Mittel einsetzen.
Im Rahmen des Integralen Taktfahrplans gibt es Fälle, in denen man nicht einfach mal
eben am Fahrplan drehen kann und dann zu einer besseren Lösung kommt.

(Martin Husmann [Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR] verlässt den
Raum.)

Zum Thema „Stückelung von Verfahren“ und was wir davon halten, übergebe ich an
meinen Kollegen, der juristisch wesentlich besser informiert ist als ich.

Rainer Engel (PRO BAHN, Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V.): Ich warne
grundsätzlich vor solchen Stückelungen; die Gerichte erkennen die Absicht und je
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nachdem wie der Sachverhalt ist, heben sie es auf – so kommt man nicht zu gerichts-
festen Planungen.

Nach allem, was wir hier gehört haben, wäre der Gegenentwurf tatsächlich der Einsatz
von BEMU-Fahrzeugen auch auf zur Elektrifizierung anstehenden Strecken – das
wäre die richtige Übergangstechnologie.

Wenn der Fahrdraht nach drei, vier, fünf oder sechs Jahren dann tatsächlich kommt,
braucht man die teure Batterie nicht zu ersetzen. Um solche Einzelfallentscheidungen
zu treffen, sind unsere Aufgabenträger hier in Nordrhein-Westfalen bestens fachlich
aufgestellt.

Rainer Blüm (Abellio Rail NRW GmbH): Ich fange mit der einfachen Frage nach der
Abschreibungsdauer an. Da muss ich Herrn Husmann ein bisschen widersprechen –
der ist ja zum Glück jetzt nicht mehr da.

(Heiterkeit – Carsten Löcker [SPD]: Ist einfacher!)

Das ist immer schwierig, wenn man seinem Aufgabenträger widerspricht.

Bei den derzeit von uns eingesetzten Triebwagen kann man von 25 bis 30 Jahren
ausgehen. Derzeit haben wir uns auf zwei Verkehrsvertragsperioden eingestellt. Man
hat eine Hauptuntersuchung nach sechs Jahren, dann verlängert man ein Jahr und
dann noch mal ein Jahr. Im Durchschnitt beläuft sich die Abschreibungsdauer der
Triebwagen somit auf etwa 28 Jahre.

Man kann die Triebwagen natürlich noch weiter verwenden. Eine Fragestellung für die
Zukunft wäre natürlich, ob man solche Triebwagen für Spitzenlastverkehre, beispiels-
weise Schülerverkehre, zusätzlich einsetzen muss, weil man in Doppeltraktion ver-
kehrt; zwar mit älteren Modellen, dafür aber zu günstigeren Kosten.

Bei Diesellokomotiven ist in der Regel eine Abschreibungsdauer bzw. ein Werterhalt
von 40 Jahren normal. Aber es gibt natürlich auch Lokomotiven – gerade bei den
Letzte-Meile-Anschlüssen bei den E-Bahnen –, die durchaus bis zu 50 Jahre durch-
halten und fahren. Die haben keine grüne Plakette, die haben eine schwarze Pla-
kette – bei denen sind natürlich der Dieselausstoß und alles, was dazu gehört, enorm.

Sie, Herr Remmel, fragten, wie eine unterstützende Zahlung durch ein Eisenbahnver-
kehrsunternehmen in diesem Zusammenhang aussehen könnte. Sie wissen, dass die
Eisenbahnverkehrsunternehmen sich bei öffentlichen Ausschreibungen um einen Ver-
kehrsvertrag bewerben. Wenn in diesem Verkehrsvertrag vorgesehen ist, dass wir uns
daran zu beteiligen haben, müssen wir das im Endeffekt in den Gesamtpreis einprei-
sen. Da ist keine Marge, bei der man sagen könnte: Wir haben noch einen Euro übrig,
den wir in die Refinanzierung stecken.

Man muss aber auch berücksichtigen, dass wir Einsparungen im Betriebskostenbereich
von 40 % unmittelbar an die Aufgabenträger weitergeben würden, welche dann auch
nicht mehr so viele Regionalisierungsmittel benötigen würden. Die vor einem oder an-
derthalb Jahren geführte Regionalisierungsdiskussion ist für Nordrhein-Westfalen sehr
gut ausgegangen. Ich glaube, damit sind wir alle zufrieden, auch die Aufgabenträger.
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Üppiger könnte es immer sein, aber im Vergleich mit anderen Bundesländern stehen wir
ganz gut da.

Dann muss man natürlich auch als Aufgabenträger darüber nachdenken, wie man mit
dieser Einsparung umgeht. Die Trassengebühren an sich, die Trassenkosten, trägt der
Aufgabenträger in den Ausschreibungen derzeit schon zu 100 %. Man kann also da-
von ausgehen, dass der Aufgabenträger diese Einsparungen bei den Betriebskosten
für Investitionen verwenden könnte – wenn er es nach dem Regionalisierunggesetz
dann auch darf.

Volker Wente (Verband Deutscher Verkehrsunternehmen Nordrhein-Westfalen
e. V.): Direkt daran anschließend: Das eine ist die Frage der Investitionszuschüsse.
Oft werden bei solchen Maßnahmen einfach mehr Leistungen bestellt – und ich denke,
das Geld ist da sehr sinnvoll angelegt.

Wenn die Strecken elektrifiziert werden, ist auch die Leistungsfähigkeit größer. Im Kern
sind es Strecken mit deutlicher Nachfrage, und über die Bestellung von zusätzlichen
Leistungen macht der Eigentümer der Infrastruktur dann auch seinen Schnitt.

Beim Thema „Österreich“ erwischen Sie mich ehrlich gesagt gerade auf dem falschen
Fuß; ich habe aber einen Erklärungsansatz: Die Österreicher haben in den vergangenen
Jahren mehrere Neubaustrecken in Betrieb genommen: das ist zum Beispiel Wien–Linz;
Grenze/Kufstein–Brenner bzw. Brenner-Basistunnel, die Strecke ist auch fertig. Ich
meine, im Bereich des Semmering-Basistunnels sind auch Strecken fertig. Im Bereich
Villach sind ebenfalls Strecken elektrifiziert worden. Bei einer bestehenden Strecke bei
Villach wurden im hinteren Bereich 20 oder 30 Kilometer stillgelegt, um mit dem fak-
tisch eingesparten Geld im vorderen Bereich zu elektrifizieren. Ich kann es mir nur so
erklären – wenn es der Wahrheitsfindung dient, würde ich der Sache aber auch noch
einmal nachgehen.

Ein Punkt, der im Grunde von allen angesprochen wurde: Ist ein Sonderprogramm für
Nordrhein-Westfalen sinnvoll? Bei dem Programm, das wir hier aufgelegt haben, aber
auch generell, liegt der Anteil für NRW beim Bund immer zwischen 20 und 25 %. Das
ist im öffentlichen Verkehr eine beständige Marge. Manchmal sind es etwas mehr
Fahrgäste, dafür gibt es von anderen Sachen etwas weniger. Mit einem NRW-Anteil
von 20–25 % liegt man jedenfalls immer ganz gut.

Ich vermute, dass der NRW-Anteil bei Elektrifizierung eher im unteren Bereich liegt,
also bei knapp 20 %. Da in Nordrhein-Westfalen die meisten Fernstrecken schon
elektrifiziert sind, gibt es relativ wenig Fernstrecken, die sinnvollerweise noch zu elekt-
rifizieren wären. Über Warburg–Kassel, knapp 200 Kilometer, könnte man nachden-
ken. Das war es im Wesentlichen, mit 20 % von den genannten 12 % ist man also
wahrscheinlich auf der sicheren Seite.

Ich glaube aber nicht, dass hier ein Landesprogramm sinnvoll ist, da für die Eisenbah-
nen des Bundes verfassungsrechtlich der Bund zuständig ist. Ich will mich nicht in
Mutmaßungen darüber verstricken, ob das Land verfassungsrechtlich überhaupt die
Möglichkeit hat, zu finanzieren. Es gibt jedenfalls eine klare Aufgabenzuordnung Rich-
tung Bund – und ich meine, da ist auch gut aufgehoben.
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Ich habe den Eindruck, dass die jetzige Bundesregierung diese Verantwortung erkannt
hat; ansonsten würde nicht im Koalitionsvertrag stehen, dass man sich während dieser
Legislaturperiode einer verstärkten Elektrifizierung widmen möchte. Die Aufgabe be-
stünde eher darin, den Bund konsequent daran zu erinnern, was im Koalitionsvertrag
steht. Bei einem bayerischen Verkehrsminister soll es nämlich vorkommen, dass – wie
der Zufall es will – lokal- oder regionalpolitische Erwägungen alle anderen überstrah-
len. Offensichtlich deshalb stellen die Bayern so konsequent die Verkehrsminister.
Wahrscheinlich wäre es die Aufgabe aller, darauf zu achten, dass das Geld auch in
Nordrhein-Westfalen landet.

Sinnvoll wäre ein Landesprogramm für die Strecken der nicht bundeseigenen Eisen-
bahnen. Es gibt auch einige kleinere Projekte, die sind aber angesichts der im Raum
stehenden Summe nicht der Rede wert. Allerdings gilt auch hier: Vorsicht an der Bahn-
steigkante! Die Mittel im Rahmen des Regionalisierungsgesetzes sind zulässigerweise
natürlich nur für den Personenverkehr, für den ÖPNV, zu verwenden. Eine Güterver-
kehrsstrecke der HGK beispielsweise, darf daraus nicht finanziert werden.

Zur Frage von Herrn Löcker: Es gibt durchaus einige interessante Überlegungen und
Projekte zur Elektrifizierung des Stadtverkehrs, Stichwort „O-Busse“. Aber hier sind wir
wieder – und damit schließt sich der Kreis – beim Thema „Planfeststellung“; deshalb
packt das keiner an.

Abschließend noch eine Frage an Herrn Lübberink: Welcher dieser Schritte ist denn
eigentlich für welche Maßnahme notwendig? Ich weiß nicht im Detail, ob man für die
Elektrifizierung einer Bahnstrecke ein Raumordnungsverfahren braucht. Aber ich
könnte mir vorstellen, dass bei der Umsetzung der Elektrifizierung der Erkenntnisge-
winn eines Raumordnungsverfahrens eher übersichtlich ist. Mit anderen Worten: Die
Zehn Gebote haben wir vom lieben Gott bekommen, aber alles andere ist menschen-
gemacht, also kann der Mensch es auch wieder abschaffen. Vielleicht sollten wir in
diese Richtung mal wirklich ernsthaft nachdenken.

Dr. Andreas Geißler (Allianz pro Schiene e. V.): Zur Frage von Herrn Löcker nach
den Potenzialen für Elektrifizierung des sonstigen öffentlichen Verkehrs in den Städten
haben meine Vorredner schon einiges gesagt.

Der Fahrgast nimmt das Ganze natürlich als Gesamtsystem wahr. Insofern ist das si-
cherlich ein Aspekt, den man berücksichtigen sollte. Das ist aber tatsächlich eine ganz
andere Baustelle als die Elektrifizierung von Eisenbahnstrecken. Ich muss auch ge-
stehen, dass die Einsatzmöglichkeiten von Elektrobussen anderer Leute Fachgebiet
sind – vielleicht kann Herr Professor Dr. Stephan etwas dazu sagen.

Herr Remmel hatte nach Österreich gefragt. Diesbezüglich kann ich bestätigen, was
Herr Wente schon gemutmaßt hat: In Österreich ist die Elektrifizierungsquote auch
deshalb so hoch, weil man in den vergangenen Jahren in großem Umfang Neubau-
strecken realisiert hat, die natürlich von vornherein elektrisch in Betrieb genommen
worden sind. Zu einem kleineren Anteil wurde die Elektrifizierungsquote auch durch
die Elektrifizierung bestehender Strecken erhöht – das gab es auch. Unterm Strich hat
das zu diesem Zuwachs geführt.
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Man kann sich natürlich fragen, wie die Österreicher es schaffen, nicht nur einige be-
stehende Strecken zu elektrifizieren, sondern intensiv Hochleistungsstrecken neu zu
bauen. Das hat unter anderem damit zu tun, dass Österreich bei den Verkehrsinvesti-
tionen schon seit vielen Jahren einen Schwerpunkt beim Ausbau des Schienennetzes
setzt.

Wir vergleichen jedes Jahr die Pro-Kopf-Investitionen der europäischen Staaten.
Schon seit Jahren gibt der Bund in Österreich pro Kopf und Jahr dreimal so viel für den
Ausbau des Schienennetzes aus wie der Bund in Deutschland – im Zeitverlauf trägt
das natürlich Früchte.

Dann gab es die spannende Frage nach einem Sonderprogramm des Landes, um die
Elektrifizierung von Schienenstrecken voranzutreiben. Zu Strecken, die nicht bundes-
eigenen Eisenbahnen gehören, haben wir schon Ausführungen gehört. Da ist das auf
jeden Fall sinnvoll. Aber was ist mit den Schienenwegen, für die der Bund zuständig
ist? Ich denke, diese Frage sollte man noch einmal aufrufen, wenn der Bund sich dazu
geäußert hat, was er mit dem angekündigten Programm zur Elektrifizierung regionaler
Schieneninfrastruktur tatsächlich vorhat.

Wir wissen aus der Diskussion, dass für den Bundesverkehrswegeplan auch aus NRW
eine ganze Reihe von Elektrifizierungsprojekten angemeldet war, die vom Bund aber
aus formalen Gründen zurückgewiesen wurden. Die Begründung lautete, dass es sich
nicht um Strecken handele, die dem überregionalen Personenfernverkehr oder dem
überregionalen Schienengüterverkehr dienen. Damit waren sie von vornherein ausge-
schieden.

Die Allianz pro Schiene und die anderen Bahnverbände haben das unisono heftig kri-
tisiert. Unser Standpunkt ist, dass das natürlich auch Strecken sind, die in die Zustän-
digkeit des Bundes gehören, in der Zuständigkeit des Bundes sind. Das sind Eisen-
bahnen des Bundes, und wenn es hier nahverkehrsgetriebene Elektrifizierungspro-
jekte gibt, gehören die in den Bundesverkehrswegeplan hinein.

Wir haben das Gefühl, dass die Kritik, die wir als Verbände auf Bundesebene formuliert
haben, jetzt einen gewissen Widerhall gefunden hat. Dem Koalitionsvertrag ist zu ent-
nehmen, dass genau diese Baustelle – regionale Elektrifizierungsprojekte bundessei-
tig zu fördern – jetzt angegangen werden soll. Wir wissen noch nicht, wie der Bund
das ausgestalten will – wir sind gespannt.

Es ist nicht auszuschließen, dass der Bund vorschlägt, auf eine Kofinanzierung seitens
der Länder zu setzen. Sollte dem so sein, müssen Sie sich die Frage stellen, ob Sie die
durch eine Kofinanzierung des Bundes entstehende Chance, nicht doch nutzen wollen.
Es ist natürlich auch kein Geheimnis, dass ein wie auch immer geartetes finanzielles
Engagement der Länder schon viele Elektrifizierungsprojekte – auch im Bereich der
Schienenwege des Bundes – deutlich beschleunigt hat; gerade auch bei der Planung.

Außerdem ist die Frage nach der Priorisierung aufgekommen. Geht Regionalexpress
vor S-Bahn oder geht S-Bahn vor Regionalexpress? Das ist hier schon richtig darge-
stellt worden, ich habe keinen Dissens im Kreis der Sachverständigen wahrgenom-
men. Natürlich geht es immer darum, wo es die intensivste Nutzung gibt. Festmachen
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kann man das beispielsweise an der Zahl der Passagiere, die in einem Regionalex-
press normalerweise sehr hoch ist. Es ist aber ebenfalls ein richtiger und zulässiger
Parameter, die Taktung – also wie häufig die Züge fahren – zu bewerten; diesbezüglich
sind S-Bahnen stark. Dazu habe ich heute auch keinen Widerspruch gehört.

Zum Thema „Diesel unter Fahrdraht“ wurde schon Zutreffendes gesagt – das möchte
ich nicht wiederholen. Ergänzen möchte ich lediglich einen Aspekt: Stichwort „Schie-
nengüterverkehr“ – Herr Lübberink hatte schon darauf hingewiesen, dass es für viele
Schienenverkehre betriebswirtschaftlich der einzig gangbare Weg ist, auf einen Lok-
wechsel zu verzichten. Wenn also die erste oder die letzte Meile nicht elektrifiziert sind,
fährt man die ganze Strecke mit Diesel unter Fahrdraht.

Ein erstes Eisenbahnverkehrsunternehmen, die Havelländische Eisenbahn aus Bran-
denburg, ist jetzt für die sogenannten Dual-Mode-Lokomotiven in die Beschaffung ge-
gangen. Das sind Lokomotiven, die als Maschinen im Streckendienst eine vollwertige
E-Lok mit einer vollwertigen und streckentauglichen Diesellok vereinen. Diese Fahr-
zeuge sollen Ende 2019 ausgeliefert werden. Sie würden die Problematik insofern ent-
schärfen, als sie den Dieselmotor nur noch nutzen, wenn es auf der ersten bzw. letzten
Meile keinen Fahrdraht gibt. Im Hauptlauf fahren sie mit angelegtem Stromabnehmer
als Elektrolokomotive. Es passiert also etwas im Güterverkehr, es gibt einen Vorreiter.

Was wir uns vom Bund natürlich wünschen, ist, dass er Eisenbahnverkehrsunterneh-
men finanziell unterstützt, die in solche Lokomotiven investieren wollen; denn derartige
Hybridlokomotiven sind sehr viel teurer als das Standardmaterial.

Prof. Dr. Arnd Stephan (Technische Universität Dresden, Fakultät Verkehrswis-
senschaften „Friedrich List“, Institut für Bahnfahrzeuge und Bahntechnik): An
mich wurden drei oder vier Fragen gerichtet. Vieles wurde schon gesagt, einiges
möchte ich kurz vertiefen.

Eine Frage bezog sich auf die vordringlich zu elektrifizierenden Achsen in NRW. Ich
kenne zwar das Streckennetz ganz gut, nicht aber die darauf liegenden Betriebsleis-
tungen. Ich formuliere es deshalb etwas allgemeiner: Die ersten Achsen sind die, bei
denen das betriebliche Mengengerüst es rechtfertigt. Man sollte das aber perspekti-
visch betrachten, also nicht nur darauf schauen, was man gerade hat, sondern auch
wo man entwickeln kann. Wo können beispielsweise durch Traktionswechsel neue
Durchbindungen entstehen?

Weitere Kandidaten sind Strecken, auf denen mit Dieselverkehren technisch und wirt-
schaftlich abenteuerliche Dinge veranstaltet werden. Im Kölner Raum gibt es beispiels-
weise eine S-Bahn, die mit Diesel fährt. Eine S-Bahn ist eine leistungsfähige Verbin-
dung und verlangt eine Elektrifizierung. Es ist generell sinnvoll, leistungsstarke Achsen
und Achsen mit Zuwachs- und Beschleunigungspotenzial zu elektrifizieren.

Wobei Letzteres gerne überschätzt wird: Ein modernes Dieselfahrzeug ist einigermaßen
gut in der Lage, zu beschleunigen; auch wenn es nicht für den S-Bahn-Verkehr taugt.

Weitere Kriterien sind – damit haben wir in Rastatt bittere Erfahrungen gemacht –
Netzbildung und Umleiterverkehre. Die hat man betriebswirtschaftlich nie auf dem
Schirm, aber wenn sie passieren, sind sie ganz grässlich. Die SBB Cargo hat drei
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Viertel ihres Verkehrs verloren, weil es keine elektrifizierte Umleiterstrecke gab. Das
wird man in einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung kaum unterkriegen, diese Netzbil-
dungseffekte muss man irgendwie anders bepreisen.

Ein kurzes Wort zu Diesel unter Fahrdraht, mein Vorredner hatte dazu schon das Wich-
tigste gesagt. Dual Mode, Stadler – da man muss einen Wermutstropfen hineingeben:
Das ist eine sechsachsige Lok mit entsprechend höheren Betriebskosten. Aber anders
geht es eben nicht.

Last-Mile-Maschinen – also E-Loks mit kleinen Dieselmotoren – haben sich überhaupt
nicht bewährt. Keine der ausgelieferten Maschinen wird tatsächlich für die letzte Meile
genutzt, da man nicht mit einer sechs Megawatt starken Maschine in irgendwelchen
Anschlussgleisen herum rangieren will; das ist letztendlich unwirtschaftlich. Deshalb
sind im Dieselverkehr Dual-Mode-Lokomotiven das Mittel der Wahl. Aber dann ist es
eben wieder der Diesel – etwas anderes haben wir dafür nicht, auch wenn wir es gerne
hätten.

Eine weitere Frage war, welche der alternativen Technologien ich empfehlen würde.
Bei vorhandener Teilelektrifizierung mit Ausbauoption ist es tatsächlich die Elekt-
rotriebwagenvariante mit Akkumulator, auch als BEMU bezeichnet. In der Entwick-
lungsperspektive ist die Batterie teilweise obsolet und ich brauche sie nicht mehr. Die-
ses Konzept hat betriebliche und vor allem wirtschaftliche Vorteile.

Gibt es keine Elektrifizierungsperspektive, empfehle ich aus wirtschaftlicher Sicht den
Dieselhybriden, der insgesamt wirtschaftlicher als ein Diesel ist. Allerdings sind wir
dann wieder beim Diesel. Diese Technologie hat den Vorteil, dass sie mit Fahrzeugen
möglich ist, die ich nach fünf oder zehn Jahren umbauen und noch einmal zehn oder
15 Jahre nutzen kann. Ich muss also keine noch nicht abgeschriebenen Fahrzeuge
entsorgen.

Wasserstoff ist ebenfalls eine interessante Alternative. Allerdings ist der Anwendungs-
bereich, vor allem wirtschaftlich, sehr begrenzt: lange, nicht elektrifizierte Strecken mit
geringem Aufkommen und ohne größere Oberleitungsanteile. Mit Wasserstoff unter
Oberleitungen zu fahren, ist nach heutiger Sicht zwar ungefährlich aber extrem unwirt-
schaftlich.

Eine weitere Frage bezog sich auf die Rohstoffe. Es ist tatsächlich interessant, auf was
wir setzen und ob wir vielleicht auf etwas setzen, bei dem wir als Bahntechnik gar nicht
der Zielmarkt sind. Das bezieht sich speziell auf die Batterien. Studien des BMWi kom-
men zu dem Schluss, dass es etwa im Jahr 2025 ein Kreuz bei Nachfrage und Pro-
duktionskapazität von Hochleistungsspeichern geben wird. Ab diesem Zeitpunkt wird
die Nachfrage die Produktions- und Rohstoffkapazität überschreiten.

Wir als Bahntechnik sind nicht der Ziel- bzw. Erstanwendungsmarkt für Speicher; da
haben andere einen viel größeren Bedarf. Deshalb ist es sinnvoller, auf klassische
Elektrifizierung ohne Speicher zu setzen, als vollständig auf Batterien zu vertrauen.

Bei Brennstoffzellen gibt es diese Art der Fragen zu Rohstoffen nicht. Dort stellt sich
die Frage nach „grünem“ Wasserstoff. Den haben wir derzeit mitnichten; unser heuti-
ger Wasserstoff ist ein Abfallprodukt aus dem Erdöl.
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Nutzungsdauern wurden schon ausführlich erläutert; ergänzend dazu: Eine 30 Jahre
alte Diesellok ist eine Uralt-Technologie, eine 40 Jahre alte E-Lok ist eigentlich gar nicht
so schlecht. Vielleicht kann sie noch nicht rückspeisen – Schweizer Modelle können das
schon –, aber grundsätzlich ist das immer noch ein relativ modernes Fahrzeug.

Mein Abschlusswort ist ein Argument für die Elektrifizierung: Bei den großen europäi-
schen Inbetriebnahmen von Eisenbahnprojekten – beispielsweise VDE 8 oder Gott-
hard-Basistunnel – war die Elektrifizierung das Einzige, was immer funktioniert hat.

Vorsitzender Thomas Nückel: Nach unserer Liste sind alle Fragen beantwortet; gibt
es noch Nachfragen? – Ich stelle fest, dass es keine weiteren Wortmeldungen gibt.

Abschließend bedanke ich mich bei unseren Sachverständigen für die ausführlichen
Antworten, die uns dabei helfen werden, den vorliegenden Antrag ausführlich zu dis-
kutieren und zu erörtern.

Die Sitzung ist geschlossen.

gez. Thomas Nückel
Vorsitzender

Anlage
30.10.2018/05.11.2018
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